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Julia Stamm war von 2006 bis 2011 bei COST (European Cooperation in Science 

and Technology) in Brüssel tätig, wo sie für das Referat der Geistes- und Sozial-

wissenschaften verantwortlich zeichnete. COST ist eine internationale, zwi-

schenstaatliche, von der Kommission unabhängige Initiative zur europäischen 

Zusammenarbeit im Bereich der wissenschaftlichen und technischen Forschung, 

bei der nationale Forschungsarbeiten koordiniert werden. Anfang 2012 wechselte 

Julia Stamm als Beauftragte für Internationale Angelegenheiten und Leiterin 

des Präsidialstabs an das Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 

(WZB). Seit Januar 2014 ist sie als Abgeordnete Nationale Sachverständige in 

der General wdirektion Forschung und Innovation der Europäischen Kommission 

in Brüssel weiterhin intensiv mit der Gestaltung europäischer Forschungspolitik 

beschäftigt.
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Vorwort

Die vier wichtigsten Bund-Länder-Programme für die Forschung – Hochschulpakt, 

Exzellenzinitiative, Hochschulbau und Pakt für Forschung und Innovation – enden 

zwischen 2013 und 2020. Bereits mit Blick auf die Wahlen zum Bundestag am  

22. September 2013 wurde diskutiert, ob und wie diese Programme, insbeson-

dere die eng zusammenhängenden Pakte für Forschung und Innovation (2015) 

und zur Exzellenzinitiative (2017), fortgesetzt werden können. 

Um der Diskussion zur Zukunft der deutschen Wissenschaftspolitik in diesen 

kritischen Jahren ein Forum zu bieten, hat sich die Berlin-Brandenburgische 

Akademie der Wissenschaften (BBAW) im Frühjahr 2012 entschlossen, eine 

eigene Schriftenreihe zur „Wissenschaftspolitik im Dialog“ aufzulegen, die 

sich an das wissenschaftspolitisch interessierte Publikum in Deutschland rich-

tet. Diese Schriftenreihe wird von der interdisziplinären Arbeitsgruppe (IAG) 

Exzellenzinitiative (EI) der BBAW betreut. Im Titel der Schriftenreihe wird der 

Dialog betont, weil ausdrücklich auch Beiträge aus der Wissenschaftspolitik will-

kommen geheißen werden, in denen bundesweite Vorstellungen zur Zukunft des 

Wissenschaftssystems entwickelt werden. 

Wir freuen uns, dass wir mit dem Beitrag von Julia Stamm einen ersten systema-

tischen Einblick in die Politik der europäischen Forschungsförderung erhalten.  

Als Kennerin der europäischen Forschungspolitik hat sie im Auftrag der IAG in 

Brüssel Interviews geführt und skizziert die Innensicht der dort Agierenden. Der 

Beitrag berichtet über die historische Entwicklung der europäischen For schungs-

förderung bis hin zur Idee eines europäischen Forschungsraums. Mit Horizon 

2020 soll diese Entwicklung verstärkt und verstetigt werden. Die Autorin infor-

miert über die Ziele und Ausgestaltung des europäischen Forschungsraums und 

hebt dabei die Bedeutung des Lissabon-Vertrags von 2009 hervor, welcher der 

EU eine stärkere Unabhängigkeit im Bereich der Forschungsförderung erlaubt. 

Seit ihrer Einrichtung im Jahr 2008 hat die IAG die Exzellenzinitiative kritisch 

begleitet und ihre erste Arbeitsperiode 2010 mit einer Buchveröffentlichung abge-

schlossen.1 Mit der Fortsetzung der Exzellenzinitiative 2011 beschloss die BBAW, 

die IAG zunächst für drei Jahre fortzuführen, allerdings immer mit dem Jahr 2017 

im Visier, in dem die jetzige Exzellenzinitiative in ihrer bisherigen Struktur aus-

läuft und in dem spätestens Entscheidungen über eine Fortsetzung oder einen 

neuen Anlauf umzusetzen wären. Mit der Wissenschaftsratsempfehlung vom Juli 

1 Stephan Leibfried (Hrsg.), Die Exzellenzinitiative: Zwischenbilanz und Perspektiven, Frankfurt 
a. M./New York: Campus 2010.
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2013 liegt inzwischen ein Modell für einen neuen Anlauf vor, das weitgehend 

zwischen Wissenschaft und Bund und Ländern abgestimmt worden ist.

Noch im Jahr 2011 gingen wir in der IAG davon aus, wir könnten uns mit unse-

rer kritischen Begleitung der zweiten Exzellenzinitiative Zeit lassen, weil ihre 

große Evaluation durch die DFG und den Wissenschaftsrat erst im Jahr 2015 

ansteht. Ginge alles rational zu, müsste ja jede Entscheidung darüber, was auf die 

Exzellenzinitiative nach 2017 folgen soll, darauf aufbauen. Aber Entscheidungen 

sind schon vorher mit Blick auf die jetzt anlaufende Finanzverfassungsreform 

2020 nötig, wie nicht zuletzt der Beitrag von E. Jürgen Zöllner klar gemacht hat.2

Bereits seit Ende 2011 sind die Dinge immer schneller in Bewegung gekommen:  

• So kursierte seit Herbst 2011 der Vorschlag, die Charité-Universitätsmedizin 

Berlin mit dem Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin (MDC) in 

Berlin-Buch, einem Forschungszentrum der Helmholtz-Gemeinschaft, 

in einer solchen Form zusammenzuführen, dass eine Einrichtung eige-

��������������	�
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�����3 Die entsprechenden laufen-

den Planungen und Verwaltungsvereinbarungen könnte man als Helmholtz-

Eigenlauf oder als Vorgriff auf eine „Exzellenzstrategie des funktionalen 

regionalen Verbunds“ und insoweit als mögliche Grundausrichtung einer 

EI 3.0 ab 2017 verstehen. Der eigentliche wissenschaftspolitische Mehrwert 

des Charité-„Verbunds“ müsste allerdings darin bestehen, die KIT (Karlsruhe 

Institute of Technology)-Kombipackung von zwei organisatorisch vereinten, 

aber sachlich immer getrennten Organisations- und Finanzkreisläufen (des 

Landes und des Bundes) zu überwinden und zu einer universitär mitgepräg-

����������������������	����
�!������	"	������������#
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inzwischen weit fortgeschritten ist, soll darüber in dieser Schriftenreihe in 

Heft 10/2014 berichtet werden.

• Im Januar 2012 fand der Vorsitzende des Wissenschaftsrats, Wolfgang 

Marquardt, unter der Überschrift „funktionale Verbünde in einer Region“ in 

������%���������������
��������������	��&'�������*���
	��
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zierte und schon auf die Jahre 2017 ff. hin verallgemeinerte: „Viele Regionen 

in Deutschland sind durch eine reichhaltige Präsenz unterschiedlichster 

2 E. Jürgen Zöllner, Masterplan 2020, Berlin 2013 (BBAW, Wissenschaftspolitik im Dialog 8/2013).

3 www.charite.de/charite/presse/pressemitteilungen/artikel/detail/charite_und_mdc_buendeln 
_ihre_spitzenforschung_unter_einem_dach/ (Zugang 27.3.2012)
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Wissenschaftseinrichtungen – etwa Universitäten, Fachhochschulen oder 

verschiedenartige außeruniversitäre Forschungseinrichtungen – geprägt. 

Bei dem Begriff der Region sollten Sie dabei nicht nur an eine Stadt 

(wie Berlin) oder an einen Ballungsraum (wie das Ruhrgebiet) denken, 

es kann sich auch – durchaus länderübergreifend – um ein geographisch 

sinnvoll begrenztes Gebiet mit mehreren Standorten handeln. Nach 

funktionalen Gesichtspunkten sorgfältig ausgewählte Einrichtungen 

������%������;"�����
��<�������
������=�	����	����>������	�����=�;��� 

(z.B. in der Lehre, der Spitzenforschung, der Forschung in kleinen Fächern, 

im Ergebnistransfer usw.) komplementär ausprägen und dann einen koope-

rativen Verbund bilden, der sich durch eine breite Funktionalität auf hohem 

qualitativen Niveau auszeichnet. […] Offenheit der Einrichtungen, eine 

intelligente, administrative Reibungsverluste vermeidende Governance 

������
������������������������
������������!<�����������	����������	�����

Transition und deren Erfolg. Ich kann mir sehr gut vorstellen, dass über 

eine solche Maßnahme – vielleicht gar als konsequente Weiterführung der 

Exzellenzinitiative nach 2017 – eine weitere Erhöhung der Leistungsfähigkeit 

des Wissenschaftssystems in Deutschland erreicht werden kann. Sie würde 

verschiedenste ‚Exzellenzkriterien’ bedienen und neben der Spitze auch 

die ‚imaginäre Mitte’ im Blick haben.“ 4 Das war der Stand im Januar 2012. 

Dieser Aspekt stand allerdings im Juli 2013 nicht mehr im Mittelpunkt der 

Wissenschaftsratsempfehlungen, sondern eher die Liebig-Institute und die 

Merian-Professuren.

• Im Januar 2012 richtete der Wissenschaftsrat eine neue Arbeitsgruppe 

„Perspektiven der deutschen Wissenschaft“ ein, die sich aus Anlass 

des Zusammentreffens des Auslaufens diverser Bund-Länder-Pakte mit 

dem Ende des Solidarpakts Ost und dem Eintreten der Schuldenbremse 

der Frage annehmen sollte, wie sich das Wissenschaftssystem auf diese 

massiv veränderten Rahmenbedingungen einstellen kann und soll. 

Die Arbeit dieser Arbeitsgruppe hat nun zu den Empfehlungen vom  

12. Juli 2013 geführt (Drs. 3228-1).5 Dazu haben im Vorfeld auch die DFG, 

die Allianz der Wissenschaftsorganisationen, die außeruniversitären For-

schungs einrichtungen (Helmholtz, Max-Planck, Leibniz-Gemeinschaft) 

sowie die Nationale Akademie der Wissenschaften – Leopoldina in eigenen 

4 Wolfgang Marquardt, Perspektiven der Wissenschaftsfinanzierung in Deutschland nach 2017, 
Rede: Drs. Köln 06 01 2012 /Goll / VS, vv. Man., 13 S., hier S. 12 f.

5 Wissenschaftsrat: Perspektiven des deutschen Wissenschaftssystems. Drs. 3228-1, Braunschweig, 
12. Juli 2013 (www.wissenschaftsrat.de/download/archiv/3228-13.pdf).
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Positionspapieren Stellung bezogen.6 Dass diese Positionierungen der ein-

zelnen Akteure im Wissenschaftssystem fast alle in der ersten Hälfte 2013 

erschienen sind, erklärt sich sicher auch aus den Bundestagswahlen im 

September 2013, die ihren langen Schatten auch in vorsichtigen Positio-

nierungen der Parteien und in potentiellen Koalitionslinien zur Wissen-

schafts- und Hochschulpolitik und damit auch zur „Exzellenz-Nachfolge“ 

vorauswarfen.

• Ferner ergriff die Bundesregierung – vorbereitet durch bayerische und 

schleswig-holsteinische Initiativen – im März 2012 eine Initiative, Art. 91b 

Absatz I, Satz 1, Nr. 2 Grundgesetz zu ändern, um dem Bund künftig lang-

fristige Ko-Finanzierungsoptionen nicht allein für „Vorhaben“, sondern 

auch für „Einrichtungen an Hochschulen“ einzuräumen.7 Die SPD stimmte 

dem zwar zu, verlangte aber im Gegenzug, über einen neu einzufügenden 

Art. 104c Grundgesetz „dauerhafte Finanzhilfen des Bundes für Bildung“ 

auf Grund von „Vereinbarungen“ zu ermöglichen, die „von den Ländern 

nur einstimmig beschlossen werden können“ (BT Drs. 17/8455). An dieser 

blockierten Situation hat sich bis heute nichts geändert. Allerdings taucht 

inzwischen die Frage auf inwieweit ein „Warten auf Art 91 b GG“ zwingend 

ist, wenn altehrwüdige Großeinrichtungen wie der Deutsche Akademische 

Auslandsdienst (DAAD) in Bonn als „Vorhaben“ im Sinne dieser Bestimmung 

gelten8 und wenn zudem durch eine Synthese von außer- und inneruniversi-

�=���������	����@�
��������X���������	���\�����^�@����������������
��������

Wege zur Verfügung stehen.9

• Im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD vom 27.11.201310 bekennt 

sich der Bund für eine Fortsetzung seines finanziellen Engagements im 

Bereich Forschung und Lehre: Der Vertrag plädiert für eine Fortsetzung des 

Hochschulpakts, der Weiterentwicklung der Exzellenzinitiative, der Fort-

setzung des Pakts für Forschung und Innovation sowie für eine Verbesserung 

����`������
�������������{��	��	�����@�`��
�������
��������	
�������

Vorwort. 

6 Vgl. die Übersicht im Beitrag von Jürgen Zöllner (wie Fußnote 2), S. 17.

7 Vgl. u.a. www.bmbf.de/de/17975.php. Wenn man „Vorhaben” hinreichend weit verstehen will, 
könnte das „Einrichtungen” einschließen.

8 Vgl. Hans Meyer, Die Zukunft des Wissenschaftssystems und die Regeln des Grundgesetzes über 
Sach- und Finanzierungskompetenzen, Berlin 2012 (BBAW, Wissenschaftspolitik im Dialog, 2/2012), 
���|}��~
������������
���
������	��
��	�
������&�����	���������
��������
��������;"�����

9 Reinhard Hoffmann, Das monistische Modell, Berlin 2012 (BBAW, Wissenschaftspolitik im Dialog 
5/2012).

10 www.tagesschau.de/inland/koalitionsvertrag136.pdf
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Als diese Entwicklungen sich abzeichneten, hat uns das im Frühjahr 2012 zu dem 

Beschluss geführt, unsere Arbeit zu beschleunigen und unsere Arbeitsergebnisse 

in einer solchen Schriftenreihe so früh wie möglich öffentlich zugänglich zu 

machen.11 

Nach fast zwei Jahren steht fest, dass dies die richtige Entscheidung war:  

Die ersten acht Hefte der Reihe Wissenschaftspolitik im Dialog sind ein gro-

ßer Erfolg unserer Arbeit und breit abgenommen geworden. Die Reihe hat sich 

eta bliert und wird von allen wichtigen Akteuren in Wissenschaft und Politik 

wahr genom men.

Vielleicht sollten wir heute so schließen, wie wir es schon in unserem gro-

ßen Berichtsbuch 2010 getan haben: „Die Ivy League entstand nicht in zwei 

mal fünf Jahren, sondern durch langsame Institutionenbildung und lange 

Investitionsketten. Die Exzellenzinitiative kann nur ein Anfang sein. Wo, wenn 

nicht in der Wissenschaftspolitik, wäre ‚das langsame Bohren dicker Bretter 

mit Leidenschaft und Augenmaß’ (Max Weber) die einzig erfolgversprechende 

Handlungsorientierung?“12 

Und vielleicht kann die Große Koalition eine bessere Fortsetzung der Exzellenz-

initiative stemmen als jede andere Koalitionsvariante, auch wenn der Koalitions-

vertrag das allenfalls in Umrissen erkennen lässt. Eine solche Koalition mag eine 

Änderung des Art. 91b Absatz I, Satz 1, Nr. 2 Grund gesetz erreichen, der dem 

Bund eindeutige Handlungsfreiheit auch für eine Beteiligung an der universitä-

����`������
���������������������
��
���=��������������������	������������	����

dieser Bretter. Es öffnet die Tür weit für eine neue Politik, ist aber noch keine 

neue Politik.

Günter Stock

Präsident der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften

Stephan Leibfried

Sprecher der interdisziplinären Arbeitsgruppe Exzellenzinitiative der BBAW

11 Zu einem ersten und schnellen Überblick zur heutigen Lage vgl. Stephan Leibfried, Durch die 
Mitte zur Spitze – Quo vadis 2017, Exzellenzen? Von der dualistischen zur monistischen Innen-
Außen-Kooperation in der Forschung, Gegenworte 28 (2012), S. 31–35; Ders., Forschungs-
verbünde. Ein Erfahrungsbericht samt einigen größeren Weiterungen, Debatte 11/2012  
(Forschungsverbünde in der Wissenschaft – Chance oder Zwang?), S. 31–48.

12 Stephan Leibfried und Günter Stock, Vorwort, in: Die Exzellenzinitiative (siehe Fußnote 1),  
S. 7–9, hier S. 9.
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ANHANG

Wissenschaftspolitischer Auszug aus dem Koalitionsvertrag vom 27.11.2013

Im Abschnitt „In Deutschlands Zukunft investieren: Bildung und Forschung“ des 

Koalitionsvertrags (S. 26 ff.) sind folgende Sachaussagen getroffen:

• „Fortsetzung des Hochschulpakts: Wir wollen den Hochschulpakt fortsetzen 

und zügig die Verhandlungen über die dritte Phase aufnehmen. Dabei sollen 

Hochschulen für gute Lehre und Angebote, die mehr Studierende quali-

tätsgesichert zu einem erfolgreichen Abschluss führen, stärker honoriert 

��������#
������
���	������*��	���
������������������
�������{��	��	����

zu eröffnen, werden wir ebenfalls im Hochschulpakt verankern.“ (S. 26) 

• „Weiterentwicklung der Exzellenzinitiative: Die Exzellenzinitiative von Bund 

und Ländern hat in sehr erfolgreicher Art und Weise eine neue Dynamik in 

das deutsche Wissenschaftssystem gebracht, die wir erhalten und ausbauen 

wollen. Wir werden dabei auch die Förderlinien, die sich besonders bewährt 

haben, in wissenschaftsgeleiteten Verfahren weiterentwickeln und in neue 

Förderformate überführen. Dabei wollen wir die besondere Situation 

erfolgreicher Projekte aus der zweiten Runde der Exzellenzinitiative berück-

sichtigen. Darüber hinaus werden wir regionale Verbünde stärker fördern.“ 

(S. 27)

• „Fortsetzung des Pakts für Forschung und Innovation: Mit dem Pakt für 

Forschung und Innovation (PFI) konnten die internationale Wettbewerbs- und 

Innovationsfähigkeit der deutschen Forschungslandschaft deutlich gesteigert 

werden. Wir werden die Förderung der fünf Wissenschaftsorganisationen 

Deutsche Forschungsgemeinschaft, Max-Planck-Gemeinschaft, Helmholtz- 

Gemeinschaft, Fraunhofer-Gesellschaft und Leibniz-Gemein schaft durch 

verlässliche Aufwüchse über das Jahr 2015 hinaus fortführen. Wir werden 

mit den Wissenschaftsorganisationen konkrete Ziele beispielsweise zur 

Gleichstellung, Nachwuchsförderung und zu mehr Kooperation insbeson-

dere im Wissenschaftssystem vereinbaren.“ (S. 27) 

• „�����������	
���
�����
���������	
���
������������
Die Hochschulen 

stehen im Zentrum des Wissenschaftssystems. Ihnen verlässliche Perspektiven 

und Planungssicherheit zu geben, muss im Zentrum der Wissenschaftspolitik 

der nächsten Jahre stehen. Wir werden in den nächsten vier Jahren 



13

�����������������������{��	��	�������	��`��������`������
�������������

Verfügung stellen.“ (S. 27)

Zudem wird die Thematik unter Solide Finanzen (S. 87 ff.) an zwei Stellen unter 

Prioritäre Maßnahmen (S. 88 f.) angesprochen: 

• „Die Länder und Gemeinden stehen vor großen Herausforderungen bei der 

Finanzierung von Kinderkrippen, Kitas, Schulen und Hochschulen. Damit 

sie diese Aufgaben besser bewältigen können, werden die Länder in der 

laufenden Legislaturperiode in Höhe von sechs Milliarden Euro entlastet. 

Sollten die veranschlagten Mittel für die Kinderbetreuung für den Aufwuchs 

nicht ausreichen, werden sie entsprechend des erkennbaren Bedarfs aufge-

stockt.“ (S. 88 f., 2. Aufzählungspunkt)

• „Der Bund finanziert außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, den 

Hochschulpakt, den Pakt für Forschung und Innovation und die Exzellenz-

�����
�������������#�����!���	��!<������
�������������=��������	������
�-

ziert der Bund in Zukunft allein. Dazu stehen drei Milliarden Euro zur Ver-

fügung.“ (S. 89, 8. Aufzählungspunkt)
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EUROPAS FORSCHUNGSFÖRDERUNG 
UND FORSCHUNGSPOLITIK – 
AUF DEM WEG ZU NEUEN HORIZONTEN?

1. EINFÜHRUNG

„Was interessiert uns Europa? Wir wissen schon selbst, was gut ist. Europäische 

Forschungsförderung? Ein undurchsichtiges Geklüngel, von Partikularinteressen 

und politischen Strategien beherrscht, und ganz sicher nicht dafür bekannt, nur 

die Besten zu fördern. Ja, kann man nicht sogar Sitze in den Gutachtergremien 

kaufen? Außerdem, dieser Verwaltungsaufwand beim Schreiben von Anträgen, 

ein wahrer Bürokratiedschungel, viel zu aufwändig dafür, dass am Ende nur 

wenig rauskommt. Und natürlich, die Europäische Kommission selbst: lauter 

überbezahlte Bürokraten, die keine Ahnung davon haben, was gute Forschung 

ausmacht. Dem soll ich mich aussetzen? Warum? ”

Solche und ähnliche Äußerungen sind keine Seltenheit, spricht man an – nicht 

zuletzt deutschen – Wissenschaftseinrichtungen über europäische Forschung. 

Und ja, warum eigentlich? Warum sollten wir uns mit dem Thema europäische 

Forschungsförderung und europäische Forschungspolitik befassen? Was geht es 

uns an? Der Wissenschaftsstandort Deutschland genießt einen guten Ruf, unsere 

Forscher sind bestens im inner- und außereuropäischen Ausland vernetzt, und 


��	���
����������	������������	�������	�������	�������
��

Sicher, all dies ist richtig. Warum also sollten wir uns Gedanken über Europas 

Forschungspolitik machen? Nun, es gibt viele gute Gründe. Ob wir es wollen 

oder nicht, Europa wird für das tägliche Leben jedes europäischen Bürgers 

immer wichtiger. 70 Prozent der nationalen Gesetzgebung geht auf europä-

ische Entscheidungen in zurück. Dank „Brüssel“ können die europäischen Bürger 

ungehindert reisen, unterliegen Wasser und Essen Qualitätsstandards, wurden 

Roaminggebühren gekappt, um nur ein paar Beispiele zu nennen. Und dies bleibt 

nicht unbemerkt: „Das Vertrauen in die EU wächst“, titelte die Online-Edition 

der Frankfurter Allgemeinen Zeitung am 17. Juli 2013 (Petersen 2013). Das ist, 

ins besondere im Kontext der andauernden Krise, an sich schon bemerkenswert. 

Doch ist gerade auch die Krise ein wesentlicher Grund dafür, dass das Thema 

der europäischen Integration immer stärker mit zentralen nationalen Interessen 
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wie der Finanz- oder Wirtschaftspolitik verbunden wird. Und dies gilt auch für 

den Bereich von Wissenschaft und Forschung, beides so wesentlich nicht nur für 

Innovationsvermögen und Wirtschaftskraft eines Landes.

Doch dies ist nur ein Aspekt. Dass es für die Wissenschaft an sich keine natio-

nalen Grenzen gibt, ist keine neue Erkenntnis. Wer auch immer Wissenschaft 

– also die Erweiterung des Wissens – betreibt, forschend tätig ist, muss darauf 

drängen, den eigenen Horizont zu erweitern. Gute Wissenschaft, Wissenschaft, 

die die Menschheit voranbringt, entsteht nicht allein im stillen Kämmerlein, 

sie braucht den Austausch, die Inspiration, das Gegenwort, den Wettbewerb. 

Dieser Grundzug der Wissenschaft steht nicht in Einklang mit der tradierten 

Organisation der Wissenschaftssysteme, auch des deutschen. So notiert Ernst 

Ludwig Winnacker, ehemaliger Präsident der Deutschen Forschungsgemeinschaft 

und Generalsekretär des European Research Council: „Wissenschaft ist global, 

während seine Institutionen in der Regel national oder gar nur regional orga-

nisiert sind. Dieses Paradox zu lösen, ist Voraussetzung für Ansehen und Erfolg 

eines Landes in der Wissenschaft. Es gelingt nur den allerwenigsten.” (Winnacker 

2012: 13)

Unbestritten ist auch, dass Europa – und mit ihm Deutschland – schon längst 

nicht mehr der Leuchtturm der Wissenschaft ist, der es im 19. Jahrhundert war. 

In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts haben die USA diese Rolle übernom-
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Akademiker, ist bis heute ungebrochen. Eine 2002 vom Stifterverband der Deu t-

schen Wissenschaft veröffentlichte Studie „Brain Drain – Brain Gain” stellte fest, 

dass das Renommee der wissenschaftlichen Einrichtungen in den USA sowie bes-
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Entscheidung ausschlaggebend sind, dem deutschen Wissenschaftssystem den 

Rücken zu kehren – unabhängig von fachdisziplinären Zugehörigkeiten. Ähnliches 

gilt auch für unsere europäischen Partner, nicht jedoch für Großbritannien und 

das Nicht-EU-Mitglied Schweiz.

Und seit einigen Jahren wird die Situation noch enger: Konnten wir Europäer 

uns bislang mit dem Gedanken trösten, global doch zumindest den zweiten 

Rang einzunehmen, wird uns dieser zunehmend von asiatischen Ländern strei-

tig gemacht. Die Spitzenplätze in den internationalen Universitätsrankings – bei 

aller angebrachten Vorsicht diesen gegenüber – werden, sieht man einmal von 

Großbritannien und der Schweiz ab, von US-amerikanischen und vermehrt von 
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ostasiatischen Universitäten eingenommen. So titelte die Times Higher Education 

im Zuge der Veröffentlichung des „World University Rankings 2012–13“ im 

Oktober 2012: �������
��	�������
�������	�
�������
�����!���". In Ländern 

wie China, Japan oder Singapur wird massiv in Wissenschaft und Technologie 

investiert – und dies zu einem Zeitpunkt, an dem in Europa angesichts der Krise 

der Geldhahn eher zugedreht wird.

Ein wichtiger Grund für Europas schwierige Situation ist darin zu suchen – und 

auch hier sei Ernst Ludwig Winnacker zitiert –, dass „die Universitäten und 

Forschungsorganisationen der großen EU-Länder sich allenfalls mit sich selbst 

befassten und nicht über den nationalen Tellerrand hinaus zu blicken imstande 

waren” (Winnacker 2012: 13). Die Bereitschaft zur Internationalisierung natio-

naler Wissenschaftseinrichtungen und -systeme spielt hierfür eine Schlüsselrolle. 

Betritt man Labore oder Fakultäten an französischen, italienischen oder deut-

schen Forschungsstätten, ist die Begegnung mit so genannten Non-Nationals 

immer noch eher selten. Dem Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD 

2013: 55) zufolge haben lediglich 6,1 Prozent der Professoren an deutschen 

Universitäten einen ausländischen Pass – eine geradezu verschwindend geringe 

Zahl, wenn man dies mit der Situation in den USA oder auch der Schweiz ver-

gleicht. Und auch bei den asiatischen Tigern ist man stolz darauf – und sehr 
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werben. Noch lieber sieht man es in diesen Ländern jedoch, wenn die eigenen 

Staatsbürger nach einer Ausbildung im Ausland zurück in die Heimat kehren und 

hier Schlüsselpositionen in Wissenschaft und Forschung, aber auch in Wirtschaft 

und Politik, einnehmen – und diese tun das zuhauf. Europas Länder und ihre 

Wissenschaftssysteme müssen sich also anstrengen – und zwar gemeinsam –, 

wollen sie im globalen Wettbewerb auch zukünftig noch mitzureden haben.

Schließlich sei noch ein pragmatischer Grund genannt, warum deutsche Wissen-

schaftler einen etwas intensiveren Blick auf die europäische Forschungs förder-

ung riskieren sollten: Die Bedeutung der von der EU zur Verfügung gestellten 

Forschungsfördermittel steigt kontinuierlich an. Grund dafür ist nicht zuletzt 

die Wirtschafts- und Finanzkrise, die viele Mitgliedstaaten dazu veranlasst, ihre 

Budgets für Forschung und Entwicklung drastisch zu reduzieren. Dies ist beispiels-

weise in Großbritannien bereits seit einigen Jahren deutlich zu spüren. Besonders 

drastisch ist die Lage vielerorts für die Geistes- und Soziawissenschaften, welche 

zunehmend um ihre Existenzberechtigung kämpfen müssen. 
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Die Finanzlage in Verbindung mit der Tatsache, sich nicht mehr ausschließ-

lich auf nationale Fördermechanismen verlassen zu können, hat in den letz-

ten Jahren Europas Wissenschaftler stärker dazu veranlasst, ihren Blick gen 

Brüssel schweifen zu lassen. Und viele von ihnen entdecken, dass die dort 

vor  handenen Möglichkeiten so uninteressant gar nicht sind. Ließ sich für das  

6. Forschungs rahmenprogramm der EU von 2002–2006 noch festhalten, „dass die 

deutschen Universitäten und Hochschulen die Akquise europäischer Fördermittel 

eher anlassbezogen und kaum strategisch betreiben, so lässt sich mit Blick auf das 

7. Rahmenprogramm hier ein deutlicher Wandel notieren” (Gaul/David 2009: 20).

Die Gründe für das wachsende Interesse liegen zum einen in dem deutlich 

gestiegenen finanziellen Umfang der Europäischen Rahmenprogramme für 

Forschung. Mit über 50 Milliarden Euro stellte das 7. dieser Programme (2007–

2013) das weltweit größte Förderprogramm seiner Art dar. Sein Nachfolger mit 

dem schönen Namen Horizon 2020��|���@|�|����������*
���������������<����

rund 78 Milliarden Euro verfügen können. Des Weiteren hat sich die europäi-

sche Forschungsförderung im Gegensatz zu ihren Anfängen inzwischen auch 

der Grundlagenforschung geöffnet, so dass auch technologiefernere Bereiche 

die Rahmenprogramme für die Einwerbung von Drittmitteln einbeziehen kön-

nen. Von Bedeutung ist zudem die Möglichkeit, europäische Gelder für den 

Aufbau von Kooperationen mit Institutionen außerhalb Europas zu nutzen. 

Und schließlich sollte nicht unerwähnt bleiben, dass Deutschland als stärkster 

Nettozahler der EU aus dem Rahmenprogramm genau soviel wieder herausholt 

wie es einzahlt.

Dennoch halten sich viele der eingangs zitierten Vorurteile weiterhin hartnäckig. 

Die Einführung des Europäischen Forschungsrats (European Research Council – 

ERC) im Jahr 2007 ist in dieser Hinsicht als Quantensprung zu verstehen. Aus der 

Perspektive vieler Forscher hat sich die EU durch die Einführung der personen-

bezogenen und allein auf wissenschaftlicher Exzellenz beruhenden Förderung 

erstmals einer „wissenschaftsnahen” Arbeitsweise geöffnet.

Ein langjähriger Beobachter der Brüsseler Szene prägte folgendes, sehr wahres 

Bild: „Brüssel ist wie ein englisches Cricketspiel: Man kann es ewig beobachten 

und wird doch nie die Regeln verstehen.“ Die nun folgenden Seiten sind ein 

Versuch, etwas Licht in das scheinbar undurchdringliche Dunkel der europäischen 

Forschungsförderung zu bringen. Dabei geht es nicht darum, die verschiedenen 

Fördermöglichkeiten und -instrumente im Detail vorzustellen. Vielmehr geht 
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es darum, Wissen über wesentliche Akteure und wichtige Themen in Brüssel 

zu vermitteln, relevante Prozesse vorzustellen und schließlich allgegenwärtige 

Schlagworte wie das des Europäischen Forschungsraums mit Leben zu füllen. 

Nicht zuletzt möchte ich eine Lanze dafür brechen, dass meiner Überzeugung 

nach der Bereich der wissenschaftlichen Kooperation in Europa durchaus exem-

plarisch und ein Vorbild für andere Regionen dieser Welt sein kann.

Dankbar bin ich meinen zahlreichen Gesprächspartnern in Brüssel, die in äußerst 

offenen und anregenden Gesprächen ihr Wissen und ihre Erfahrungen mit mir 

geteilt haben. 

2. INTEGRATION DURCH KOOPERATION: EIN HISTORISCHER ABRISS ZUR 

ENTWICKLUNG DER EUROPÄISCHEN FORSCHUNGSFÖRDERUNG

Die Anfänge europäischer Forschungsförderung:  
Von der EGKS zu General direktion für Forschung, Entwicklung und Bildung

Die Geschichte gemeinschaftlicher Forschung und europäischer Forschungs-

förderung ist zugleich auch Spiegel der Geschichte des europäischen Zusammen-

wachsens; beide Entwicklungen vollzogen sich parallel. Ihre Anfänge fand sie in 

den fünfziger Jahren des 20. Jahrhunderts mit der Unterzeichnung des Vertrags 

zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS). In 

diesem Vertrag, der den ersten Schritt in Richtung eines gemeinsamen Marktes 

in Europa bedeutete, liegen erste Ansätze für wissenschaftliche Kooperationen 

der sechs Gründungsmitglieder (Deutschland, Frankreich, Belgien, Luxemburg, 

Niederlande, Italien) im Bereich der Kohle-, Stahl- und Eisenindustrie. Der eigent-

liche Architekt der EGKS war der französische Wirtschaftspolitiker Jean Monnet, 

der erste Vorsitzende der so genannten Hohen Behörde, dem Vorgänger der heu-

tigen Europäischen Kommission. Als Anhänger der funktionalistischen Schule war 
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Integrationsprozessen führen, die wiederum im Selbstlauf die Entstehung eines 

neuen politischen Gebäudes jenseits der Nationalstaaten bewirken (Grabert 

2005: 3).

Mit den Römischen Verträgen von 1958, also der Gründung der Europäischen 

Wirt schafts gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
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(EURATOM), weitete sich die Kooperation auf zusätzliche Wirtschafts bereiche 

(so z. B. Landwirtschaft) sowie die zivile Nutzung der Kernenergie aus. Einige 

Bestimmungen in den Verträgen ließen in diesen Bereichen auch entsprechende 

Forschungsaktivitäten zu.

Bis in die siebziger Jahre hinein spielte die europäische Ebene sowohl in der 

Grundlagen- als auch der angewandten Forschung kaum eine Rolle. Nur in weni-
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bemühungen, insbesondere auf der zwischenstaatlichen Ebene. Als bestes 

Beispiel gilt CERN, die Europäische Organisation für Nuklearforschung, welche 

1962 als zwischenstaatliche Einrichtung gegründet wurde. CERN wurde zum 

Modell für weitere europäische Initiativen im Bereich der Grundlagenforschung, 

so zum Beispiel EMBO, die Europäische Organisation für Molekularbiologie, oder 

die ESO, die Europäische Südsternwarte. Von Bedeutung ist auch die Gründung 

von COST (Europäische Zusammenarbeit im Bereich der wissenschaftlichen und 

technischen Forschung) im Jahr 1971 als weiteres wichtiges Instrument der inter-

nationalen Forschungs- und Entwicklungszusammenarbeit.

Auch wenn in den ersten drei Jahrzehnten gemeinsamer europäischer For-

schungs bemühungen noch kaum „von einer relevanten eigenständigen Gemein-
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Zeit bereits erste Gründzüge der heuten Thematik und Systematik (Gaul/David 

2009: 21). Dies gilt insbesondere für die Äußerungen des damaligen deutschen 

Forschungskommissars Ralf Dahrendorf, welcher in den siebziger Jahren als ers-

ter das Konzept eines von den europäischen Institutionen umgesetzten „Euro-

päischen Forschungsraums” zu denken wagte. Unter seine Ägide entstand ein 

anspruchsvolles Arbeitsprogramm, welches darauf zielte, nationale Barrieren der 

wissenschaftlichen Entwicklung abzubauen und einen internen Markt für euro-

päische Forschung zu schaffen. Umgesetzt wurde das Programm jedoch nicht. 

Allerdings legte die 1973 etablierte Generaldirektion für Forschung, Entwicklung 

und Bildung mit Dahrendorf als zuständigem Kommissar und Verantwortlichem 

auch in den Bereichen Gesundheit und Umwelt den Grundstein für eine unabhän-

gige und proaktive Forschungspolitik der späteren Europäischen Union.
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Die zweite Phase europäischer Forschungsförderung:  
Die ersten Forschungsrahmenprogramme

Zeichneten sich die Anfänge europäischer Forschungsförderung durch eine 

Konzentration auf die ursprünglichen Kernbereiche der gemeinschaftlichen 

Zusammenarbeit aus, so war die zweite Phase durch eine starke Fokussierung auf 

Industrieinteressen geprägt. Eingeleitet wurde diese Phase durch das gemeinsam 

mit der europäischen Informations- und Kommunikationsbranche entwickelte 

und 1982 verabschiedete ESPRIT-Programm. Konzipiert für Forschungsprojekte 

aus dem vorwettbewerblichen Bereich, zeigte der Erfolg dieses Programms 

das größte Manko der bisherigen gemeinschaftlichen Forschungsförderung: 

„Mangel an stringenter Konzeption und forschungsfremde Kurzfristigkeit der 

#$������%���" (Gaul/David 2009: 21). Als Konsequenz aus dieser Erkenntnis 

wurde ein Großteil der bis dato existierenden europäischen Förderinitiativen 

unter dem Begriff des „Ersten Forschungsrahmenprogramms” (1. FRP) zusam-

mengeführt. Es hatte eine Laufzeit von vier Jahren (1984–1987) und verfügte 
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Dieser Paradigmenwechsel war ein weitreichender Schritt in Richtung einer 

europäischen Forschungspolitik, welcher nachträglich durch die Einheitliche 

Europäische Akte (EEA) von 1986 legitimiert wurde. Die EEA schuf eine sichere 

Rechtsgrundlage und verankerte die Forschungsrahmenprogramme als das zen-

trale Element europäischer Aktivitäten im Bereich der Forschungsförderung. 

Zentrales Anliegen des ersten Forschungsrahmenprogramms war die verstärkte 

Gewinnung von Mitteln aus dem privaten Sektor, ein Fokus, der rückblickend 

einer starken Beteiligung der Universitäten und der Grundlagenforschung 
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Instrument einer klar prononcierten europäischen Forschungspolitik sein. 

Das Wichtigste an der Einführung des 1. Forschungsrahmenprogramms war jedoch 

die Tatsache, dass es den Grundstein für eine systematische Forschungsförderung 

auf der europäischen Ebene legte. Infolge vertraglicher Weiterentwicklungen 

wie den Verträgen von Maastricht (1992) und Amsterdam (1997) nahmen die 

For schungs rahmenprogramme sowohl inhaltlich als auch finanziell rasch an 

Be deu tung zu. Während für das 1. FRP noch weniger als vier Milliarden Euro 

bereit gestellt wurden, verfügt das 8. Programm, bekannt als Horizon 2020, über 

ca. 78 Milliarden Euro.
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Die dritte Phase europäischer Forschungsförderung: 
Hin zu einem Europäischen Forschungsraum
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wie der Einbeziehung der Grundlagenforschung, hatten die ersten Forschungs-

rahmenprogramme kaum Konsequenzen für die Koordinierung nationalstaatli-

cher Aktivitäten im Bereich Wissenschaft und Forschung. Die Fragmentierung 

europäischer Forschung und europäischer Forschungsförderung blieb ungebro-

chen. So beruft sich Winnacker auf einen Befund der Europäischen Kommission: 

„Tatsächlich ist die europäische Forschung derzeit nichts anderes als die Summe 

der Maßnahmen auf einzelstaatlicher und auf EU-Ebene. Die Maßnahmen sind 

schlecht koordiniert, die Forschungsstrukturen der einzelnen Länder so von-

einander abgeschottet und in sich geschlossen, dass staatenübergreifende 
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(Winnacker 2012: 22)

Einer der wichtigsten Gründe für diese Fragmentierung liegt im Prinzip der 

Subsidiarität. Diese blieb lange Zeit die wichtigste Grundlage europäischer 

Forschungs- und Förderpolitik und erlaubte es den Mitgliedstaaten, an ihren nati-

onalen Plänen und Prioritäten festzuhalten. Die Interessen der Nationalstaaten 

und ihre begrenzte Bereitschaft zur Integration im Forschungsbereich sind 

jedoch nicht allein ursächlich dafür, dass die Rahmenprogramme nur wenig zur 

Koordinierung der einzelnen Forschungsagenden beitrugen. Ein weiterer Grund 

kann auch in der Struktur und Arbeitsweise der Europäischen Kommission, und 

genauer in der Generaldirektion für Forschung, gesucht werden. Deren Aufgabe 

wurde eher in der Programm- und Budgetverwaltung als in der Programm-

gestaltung gesehen. Nicht zu vernachlässigen ist auch die Tatsache, dass die 

Prozesse, die dem Inkrafttreten eines neuen Forschungsrahmenprogramms 

vor  aus   gehen, immer komplexer werden und zunehmend mehr Akteure – nicht 

zu letzt Lobbyisten – involvieren. Dessen bewusst, bemühte sich die Kommission 

be reits zu Anfang der neunziger Jahre um eine Akzentverschiebung: weg vom rei-

nen Distributionsprinzip hin zu einer gezielteren Forcierung von Kooperationen, 

was jedoch an den Widerständen der Mitgliedstaaten scheiterte.

In den späten neunziger Jahren fanden deutliche Bemühungen um eine ver-

stärkte Öffnung der Forschungsrahmenprogramme für die akademische For-

schung statt. Auch brach sich die Erkenntnis Bahn, dass die Rückbindung an 

den Inno vationsprozess nur durch begleitende Mechanismen garantiert werden 
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kann (Gaul/David 2009: 22). Ein Meilenstein für die inhaltliche Neuorientierung 

europäischer Forschungspolitik war die Rückbesinnung auf das Konzept des 

„Europäischen Forschungsraums” (ERA).1 Diesem Konzept, von der EU 2000 in 

einer Mitteilung „Hin zu einem Europäischen Forschungsraum” überraschen-

derweise wieder ins Leben geholt, wurde eine Schlüsselrolle im Dienst insbe-

sondere der europäischen Wirtschaft und ihrer Wettbewerbsfähigkeit zugewie-

sen. Abschnitt III geht ausführlich auf das Konzept und die Ausgestaltung des 

Europäischen Forschungsraums ein.

Neben vielen weiteren Aspekten war der Ende 2009 in Kraft getretene Vertrag 

von Lissabon von zentraler Bedeutung für die zunehmende Mündigkeit euro-

päischer Forschungsförderung. Der Lissabon-Vertrag stärkte die Selbständig-

keit europäischer Forschung, indem er die entsprechende Kompetenz der 
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Zudem verankerte er die Verwirklichung des Europäischen Forschungsraums als  

zentrale Aufgabe der EU, kurzum: Er bereitete den Weg für eine autonome 

EU- Forschungspolitik.

Veränderte Rahmenbedingungen:  
Paradigmenwechsel in der EU-Forschungsförderpolitik

Zusammengefasst lässt sich feststellen, dass die Entwicklung der EU-Forschungs-

förderung von ihren Anfängen bis zum heutigen Stand fast sechzig Jahre in 

Anspruch nahm. Bis zum aktuell gültigen Vertrag von Lissabon wurden die 

Wissenschaft und ihre Förderung auf der europäischen Ebene primär als ein 

Instrument zur Stärkung der Wirtschaft verstanden. EU-Forschungsförderung 

war gleichzusetzen mit Industrieförderung. Dieses Credo änderte sich erstmals 

im fünften Forschungsrahmenprogramm (1998 –2002), welchem in seiner Ex-Post-

Evaluierung (der ersten überhaupt für FRPs) eine zunehmende „Akademisierung” 

bescheinigt wurde. Grundlagenforschung, internationale Zusammenarbeit, 

die Einbeziehung auch der Geistes- und Sozialwissenschaften wurden wich-

tige Bestandteile der Forschungsrahmenprogramme. Während beispielsweise 

im zweiten Rahmenprogramm (1987–1991) zwei Drittel der Förderung an den 

Industriesektor vergeben wurde, gingen im sechsten (2002–2007) diese zwei 

Drittel an akademische Partner – Tendenz weiterhin steigend.

1 Wenn im Folgenden vom Europäischen Forschungsraum die Rede sein wird, verwende ich statt 
des deutschen Kürzels EFR das international gebräuchlichere ERA, also die Abkürzung für  
European Research Area.
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Ein weiterer Paradigmenwechsel erfolgte im ersten Jahrzehnt des neuen 

Jahr  taus ends. Angesichts eines zunehmenden Wettbewerbs nicht allein mit 

den USA, sondern auch mit China, Japan usf. verschob sich der Fokus erneut:  

Die För derung von Innovation wurde nun als Schlüssel für die Wettbewerbs-

fähigkeit Europas angesehen. Hinzu kam der Umstand, dass sich mit der Auf-

nahme der ehemaligen Ostblockstaaten in die Europäische Union auch die inter-

nen Rahmenbedingungen veränderten. Und schließlich übte natürlich die 2008 

beginnende und noch immer anhaltende Finanz- und Wirtschaftskrise zusätz-

lichen Druck aus. Die Union geriet in Zugzwang, Wettbewerbsfähigkeit wurde 

neben Innovation zum Schlagwort. Dementsprechend hält der Vertrag über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)2 gültig ab 1.12.2009 in Art. 179, 

Abs. 1 fest: 

„Die Union hat zum Ziel, ihre wissenschaftlichen und technologischen Grundlagen 

dadurch zu stärken, dass ein europäischer Raum der Forschung geschaffen wird, 

in dem Freizügigkeit für Forscher herrscht und wissenschaftliche Erkenntnisse 

und Technologien frei ausgetauscht werden, [um] die Entwicklung ihrer Wett-

bewerbs fähigkeit, einschließlich der ihrer Industrie, zu fördern [...].”

Diese Abschnitte sind Kronzeugen der Akademisierung der europäischen For-

sch ungs politik und durchaus als Durchbruch zur Veredlung der Wissenschaften 

zu verstehen – die Forschungspolitik dient nicht länger als reines Mittel der 

Wirt schaftsförderung.

In diesem Sinne programmatisch war auch die Umbenennung der General-

direktion Forschung in „Forschung und Innovation”, die zeitgleich mit dem 

Amts  antritt der bis 2014 amtierenden Kommissarin Maire Geoghegan-Quinn 

erfolgte, eine Begrifflichkeit, die seitdem konsequent durchgehalten wird: 

Forschung und Innovation sind im EU-Jargon nicht mehr voneinander zu tren-

nen. Ein Kommissionsbeamter äußert sich dazu wie folgt: „*����
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is no coincidence that in this DG we became research AND innovation because 
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innovation. Whether it works or not is another matter.” Weiter verstärkt wurde 

diese Entwicklung durch die Wirtschafts- und Finanzkrise: Mit ihr bildete sich 

eine Gegenbewegung zu der oben erwähnten Akademisierungstendenz, die eine 

stärkere Anwendungsbetonung der geförderten Projekte einforderte.

2 Konsolidierte Fassung bekanntgemacht im ABl. EG Nr. C 115 vom 9.5.2008, S. 47 ff.
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Mit Horizon 2020, dem Nachfolger des 7. Forschungsrahmenprogramms, bemüht 

sich die Europäische Kommission nun um die „Quadratur des Kreises”, so Jens-

Peter Gaul, Leiter der Kooperationsstelle EU der Wissenschaftsorganisationen 

(KoWi)3: Als Kernelement zur Umsetzung der Europa 2020-Strategie soll Horizon 

2020 Europas Antwort auf die Wirtschaftskrise darstellen, interessant sein für 

Akademiker und Industrie, einen wesentlichen Beitrag zu den gegenwärtigen 

gesellschaftlichen Herausforderungen leisten und zudem die globale Position 

der EU in den Bereichen von Forschung, Innovation und Technologie stärken.

3. DER EUROPÄISCHE FORSCHUNGSRAUM:  

EIN KONZEPT, SEINE BEDEUTUNG UND EIN AKTUELLER BEFUND

Auf dem Weg zum Europäischen Forschungsraum:  
Die Institutionen bitten zum Tanz

Die Überlegungen der Kommission zur Ausgestaltung von Horizon 2020 fanden 

vor dem Hintergrund der Bemühungen um die Schaffung eines gemeinsamen 

Europäischen Forschungsraums statt. Im ersten Abschnitt dieser Abhandlung 

habe ich die historische Entwicklung der europäischen Forschungspolitik in 

knappen Zügen dargestellt. Um die aktuellen Trends und Diskussionen rund 

um den Europäischen Forschungsraum zu verstehen, muss diese neutrale 

Darstellung jedoch um eine weitere Perspektive ergänzt werden, nämlich die der 

Dynamik des Zusammenspiels der Institutionen auf europäischer Ebene. Welche 

Rolle nehmen die zentralen Akteure der europäischen Forschungspolitik, die 

europäische Kommission und der Europäische Rat beziehungsweise die euro-

päischen Regierungen ein, wenn es darum geht, zu einer gemeinschaftlichen 
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die Gestaltung des Europäischen Forschungsraums?

Wie bereits erwähnt, fanden die Anfänge gemeinschaftlicher Forschungs  akti-

vitäten in den fünfziger Jahren statt. Die Sicherung der Energieversorgung 

stand für die europäischen Regierungen im Vordergrund, was zur Folge hatte, 

dass sich die ersten europäischen Aktivitäten auf diesen Bereich konzentrierten. 

Während CERN bis heute eindeutig zwischenstaatlichen Charakter hat (also ein 

3 KoWi ist die gemeinsame Serviceplattform der im „Verein zur Förderung der europäischen und 
internationalen wissenschaftlichen Zusammenarbeit e.V.” zusammengeschlossenen großen 
deutschen Wissenschaftsorganisationen. Als sog. „Hilfseinrichtung der Forschung” wird KoWi 
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) finanziert. KoWi unterhält Büros in Bonn 
und Brüssel.
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kooperatives Projekt außerhalb der europäischen Institutionen ist, das von nati-

onalen Regierungen bestimmt ist), wurde EURATOM in den Gründungsverträgen 

der EU verankert. Da Kernenergie jedoch als zentrales nationales Interesse ver-

standen wurde und deshalb für supranationale Forschungsanstrengungen weni-

ger gut geeignet war, konnte EURATOM nur geringe Erfolge verzeichnen. 

Am Beispiel von EURATOM lassen sich die grundsätzlichen Spannungsfelder euro-

päischer Forschungspolitik gut aufzeigen (Guzzetti 1995: 24 ff.): 

1. Innerhalb der Gemeinschaft besteht Einigkeit darüber, dass ein „technology 

gap” zwischen Europa und anderen wirtschaftlichen Mächten besteht. 

2. Insbesondere kleineren Mitgliedstaaten fehlen die Ressourcen, um starke 

und nachhaltige nationale Wissenschaftssysteme aufzubauen. Diese Länder 

stehen einer Zusammenarbeit im Bereich der Forschung grundsätzlich offen 

gegenüber. Größere Mitgliedstaaten hingegen verfügen meist über eine 

starke eigene Forschungsgrundlage. Ihre Begeisterung für die Integration 

von Forschungspolitiken auf europäischer Ebene fällt dementsprechend 

geringer aus. 

3. Damit verbunden ist die Dominanz des Prinzips der Juste Retour, die ins-

besondere die großen EU-Mitgliedstaaten gern einfordern: Es geht ihnen 

darum, eine Balance zwischen ihren Beiträgen zu kooperativen Aktivitäten 

und den Leistungen, die sie wiederum aus diesen Aktivitäten beziehen, zu 

erreichen.

In den sechziger Jahren lebte die Diskussion um den „technology gap” wie-

der auf, was die Europäische Kommission dazu veranlasste, erste Initiativen zu 

ihrer Überwindung vorzuschlagen. Zu ihrer großen Frustration reagierten die 

Mitgliedstaaten darauf, indem sie weitere zwischenstaatliche Einrichtungen 

außerhalb des europäischen institutionellen Rahmens schufen. Daraufhin sprach 

sich die Europäische Kommission für einen Transfer von Kompetenzen auf die 

europäische Ebene aus, was es ermöglichen sollte, bestehende Koopera tions-

strukturen in einen einheitlichen institutionellen Rahmen zu überführen. Dies 

war jedoch von den Verträgen nicht vorgesehen, weshalb sich die Europäische 

Kommission „weicheren” Methoden wie Benchmarking oder Koordinierungs-

aktivitäten zuwandte und sich so bemühte, durch „soft forms of governance” 

ihre Karten im Spiel zu halten (Jansen/Semmel 2012: 15): „The Commission 
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red at an European level. It should also be possible to establish optimum con-
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Mitgliedstaaten bestand in einer erneuten Welle der Gründung zwischenstaatli-

cher Einrichtungen, wie ESA (1975) oder COST (1971). So war und ist bei COST die 

Teilnahme der teilnehmenden Länder nach dem à-la-carte-Prinzip möglich: Jedes 

Land entscheidet frei, wo es mitwirkt und wo nicht. Dieses Prinzip gilt noch heute. 

Finanziert wird COST zwar über das Forschungsrahmenprogramm, ohne dass 

sich daraus eine Weisungsbefugnis seitens der Kommission ergäbe. Das höchste 
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Mitgliedstaaten zusammengesetzt.

In den siebziger Jahren änderte die Europäische Kommission ihre Taktik. Die 

General direktion Forschung wurde eingerichtet, und Forschungskommissar 

Dahrendorf schlug erstmals eine Initiative vor, die starke Ähnlichkeit mit der 

ERA-Initiative von 2000 hatte: �&!���'��	
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!�������
�(
����������
+�����
����


single research area, a funding mechanism for joint European projects, estab-

lishment of fora for international exchange, linking institutions and scientists 

��
������	��
�����1
=����
�((����
��
���	����!
���
������
��������
���=����1
���


=����
���
�(
�>�����'�
��������
��(������������
(��
���
����
�
�(
���
6@
!�!���


������" (Guzzetti 1995: 50). Einige wenige dieser Vorschläge wurden vom Rat 

angenommen, allerdings nur mit einem nicht bindenden Charakter. Außerdem 

rief der Ministerrat 1974 die European Science Foundation (ESF) ins Leben, welche 

sich rasch zu einer Plattform für internationale wissenschaftliche Kooperationen 

außerhalb der Reichweite des institutionellen und rechtlichen europäischen 

Rahmens entwickelte.

Weitere Rückschläge mussten die Bemühungen der Kommission um eine gemein-

same europäische Forschungspolitik im Zuge der Ölkrise und wirtschaftlicher 

Spannungen Mitte der siebziger Jahre hinnehmen. Der „technology gap” war 

noch immer nicht kleiner geworden, doch die europäischen Regierungen wand-

ten sich auch weiterhin nicht der „kooperativen Option” zu: „Preferences were 
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�����	���" (Jansen/Semmel 2012: 16). 

Anfang der achtziger Jahre begannen die Regierungen jedoch festzustellen, dass 

diese Strategie nicht weiterführte. Der Unilateralismus war ge schei tert, und man 

wandte sich einem Modus der „policy adaptation” zu. 
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Diese adaptive Stimmungslage nutzend, gelang es der Kommission, gemeinsam 

mit den Mitgliedstaaten die Programme ESPRIT, RACE und EUREKA sowie das 

erste Europäische Forschungsrahmenprogramm auf den Weg zu bringen. Des 

Weiteren nutzte die Kommission die Gunst der Stunde, um die Regierungen 

davon zu überzeugen, zumindest in der vorwettbewerblichen Forschung zu 

kooperieren, da diese am wenigsten die jeweiligen nationalen wirtschaftlichen 

Interessen bedrohte.

Trotz dieser Entwicklung kann die Gründung von EUREKA 1985 als Rückschlag 

für die gemeinschaftspolitischen Anstrengungen verstanden werden. EUREKA, 

eine Art zwischenstaatlicher Gegenentwurf zum ESPRIT-Programm, wurde voll-

ständig außerhalb des europäischen institutionellen Rahmens eingerichtet und 

funktioniert nach einem strikten Bottom-up-Prinzip: Unternehmen und wissen-

schaftliche Institutionen suchen nach internationalen Partnern und kontaktie-

ren dann ihre jeweiligen nationalen EUREKA-Koordinatoren, welche die Anträge 

prüfen. Läuft die gemeinsame wissenschaftliche Unternehmung dann an, zahlt 

jedes teilnehmende Land „seine” Institution – ein einfacher Ausweg aus dem 

Juste-Retour-Problem.

Bis auf wenige Ausnahmen (beispielsweise die legale Verankerung der For   - 

sch ungs   rahmenprogramme in der Einheitlichen Europäischen Akte von 1986) tat 

sich dann bis zur Jahrtausendwende nicht mehr viel in der europäischen Wissen-

schaftspolitik, bis die Europäische Kommission im Jahr 2000 eine neue Initiative 

zur Integration der europäischen Forschungspolitik auf den Weg brachte.

Der Europäische Forschungsraum: Erwartungen, Ideale und Realitäten

Die Geschichte der Idee des Europäischen Forschungsraums (ERA) ist eng 

verbunden mit den Namen von drei Kommissaren, Ralf Dahrendorf in den 

1970er Jahren, Antonio Ruberti in der Mitte der 1990er Jahre und Philippe 

Bus quin ganz zu Beginn des 21. Jahrhunderts. Nicht zu vergessen ist auch der 

EU-Forschungskommissar Janez Potocnik (2005–2009), der maßgeblich dafür ver-

antwortlich ist, dass dieses Konzept heute in aller Munde ist. 

Wichtiges Ziel des ERA-Prozesses ist es, die Fragmentierung Europas im Bereich 

der Forschung zu überwinden. Dass eine solche Fragmentierung existiert, ist 
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 „Statt eines einzigen europäischen Forschungsraums gibt es deren an die 40, 

so viele eben wie Länder in Europa, die jeder für sich durch eigene Regierungs-

programme und eigene Forschungsförderorganisationen charakterisiert und 

betrieben werden. [...] Außerdem hält sich die Zusammenarbeit in Grenzen. 

Die Fragmentierung erweist sich als Korsett, das den Wettbewerb einschränkt, 

Qualitätsvergleiche verhindert und die Mobilität hemmt. In der Folge kommt es 

zu zahlreichen Überlappungen und Doppelförderungen, zu einem Mangel an 

%���������
X����1
���������
��
����
'���
X�����!Y\�	%���)
^)))_)" (Winnacker 2012: 21)

In dem 2000 unter Busquin veröffentlichten Dokument „Towards a European 

Research Area” stellte die Kommission erstmals die traditionelle Arbeitsteilung 

im Bereich der Politikgestaltung von Bildung und Forschung in Frage und for-

dert die Mitgliedstaaten auf, aktiv Stellung zu nehmen. Edler und Kuhlmann 

(2012: 71) zufolge beinhaltete dieses Papier ����
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Idealisten sind der Ansicht, dass für die Wissensproduktion in Europa mit der 

Einführung des ERA-Konzepts und damit einhergehender Instrumente wie 

den ERA-Nets, den Joint Technology Initiatives oder dem European Institute 

for Technology (EIT) und natürlich auch mit dem European Research Council 

(ERC), auf den ich im Weiteren noch ausführlicher zu sprechen komme, eine 

neue Zeitrechnung für Europas Forschungspolitik begann, die post-nationale 

Ära. Auch wenn nicht alle Beobachter dieser Meinung sind, so steht dennoch 

außer Frage, dass hier etwas Wichtiges in Bewegung geraten ist, etwas, das 

Euro pas Wissenschaftsstrukturen für immer verändern wird. Für den deutschen 

Wissen schaftsrat beispielsweise ist ein intensives Mitwirken Deutschlands an der 

Ge staltung des Europäischen Forschungsraum angesichts einer nicht aufzuhal-

tenden Internationalisierung der Wissenschaft ohne Alternative: Deutschland 

kann „seine internationale Wettbewerbsfähigkeit nur im engen Schulterschluss 
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(Wissenschaftsrat 2010: 87). 

Dementsprechend steht „der Europäische Forschungsraum als wesentliche Arena 

der Europäisierung [...] im Fokus der [...] Empfehlungen [des Wissenschaftrats], da 
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(ebd.).

Aus wissenschaftspolitischer Perspektive besteht Europa aus zwei Haupt  - 

ak teuren: einerseits den europäischen Institutionen und andererseits – deutlich 
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zahlreicher – den nationalen Wissenschaftlern, wissenschaftlichen und wissen-

schaftspolitischen Einrichtungen. Und so spielt die nationale Dimension für das 

Konzept der ERA auch eine große Rolle. Auch wenn es oft so interpretiert wird: 

Es geht beim ERA-Konzept nicht darum, nationale Strukturen aufzulösen und 

durch eine Vielzahl gemeinschaftlicher Regeln und Institutionen zu ersetzen.  

Vielmehr sollen die einzelnen Akteure auch weiterhin autonom agieren. Der 

ERA-Prozess zielt darauf hin, die Interaktion zwischen den verschiedenen 

regi onalen und nationalen Akteuren zu stärken. Vertiefte Kooperationen, 

Bündelung von Ressourcen, die gegenseitige Öffnung von Förderprogrammen, 

die Möglichkeit strukturierten Wettbewerbs, die Betreibung gemeinsamer 

Forschungsinfrastrukturen zum effektiveren Lösen gemeinsamer Probleme – dies 

sind nur einige Ansätze, die der ERA-Prozess befördern will. Vor dem Hintergrund 

der gemeinsamen europäischen Geschichte und europäischer Wis sen schafts-

traditionen, soll ERA darüber hinaus Barrieren abbauen, die bislang erfolg reichen 

intra-europäischen Kooperationen im Wege standen. So sollen zum Beispiel die 

Mobilität der einzelnen Wissenschaftler gestärkt, Einstellungsbedingungen 

angepasst und die Karriereförderung junger Forscher ausgebaut werden.
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zur Umsetzung der Lissabonagenda (bis 2010) und etwas später, im Jahr 2002, 

durch das so genannte Drei-Prozent-Ziel (nationale F&E-Ausgaben sollten drei 

Prozent des Bruttosozialprodukts ausmachen) – beides Ziele, die nicht erreicht 

wurden. Das ERA-Konzept fand sogar Eingang in den Lissabon-Vertrag von 2007. 

In Artikel 179(1) des AEUV wird festgehalten, dass die Union „shall have the 
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Darüber hinaus initiierte die Europäische Kommission 2006 eine umfassende 

Konsultation zum Thema Europäischer Forschungsraum. Die Ergebnisse dieser 

Debatten zeigen deutlich, dass insbesondere die Konzepte der Offenheit, des 

Wissensaustauschs und die Schaffung eines inneren Marktes für Wissenschaftler, 

auf großen Rückhalt unter Europas Stakeholdern stoßen. Fassen wir die drei 

Schwerpunkte des ERA-Konzepts zusammen, sind hier zu nennen: 

1. ein europäischer „interner Markt” für Forschung, in dem Forscher, Techno-

logien und Wissen frei zirkulieren können, 
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2. effektive Koordinierung von nationalen und regionalen Forschungs  akti vi-

täten, -pro grammen und -politiken auf der europäischen Ebene sowie
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hierzu zählt insbesondere das Forschungsrahmenprogramm. (Andrée 2009: 10)

Auch ist die Signalwirkung nicht zu unterschätzen, die die Schaffung des Euro-

päischen Forschungsraums sowohl nach innen als auch nach außen haben kann. 

Entwickelte sich die Europäische Union seit ihren Anfängen in den fünfziger 

Jahren vorrangig als Wirtschaftsraum (was sich ja lange Zeit auch in der For-

schungs  politik widerspiegelte), tritt die Wissenschaft nun als gleichrangige Part-

nerin an die Seite der Wirtschaft.

Auch wenn der ERA-Prozess im Schatten der Wirtschafts- und Finanzkrise 

2009 etwas in den Hintergrund geriet, besteht dennoch Einigkeit darüber, 

dass Forschung und eine gemeinsame Forschungspolitik ein zentrales Element 

sind, um Europa wieder „back on track” zu bringen. In diesem Sinne rief die 

Europäische Kommission im März 2010 in ihrer Mitteilung Europa 2020 dazu 

auf, an dem 3%-Ziel für Ausgaben im Bereich von Forschung und Entwicklung 

(F&E) festzuhalten, und forderte gleichzeitig den privaten Sektor zu stärkerer 

Beteiligung auf. Unter dem Titel „Smart Growth” wurde der Bereich F&E Teil 

der so genannten „Innovationsunion”, und im Juni 2010 verabschiedete der 

Europäische Rat die „Europa 2020”-Strategie als Nachfolger der gescheiterten 

Lissabon-Agenda. Es kam also Bewegung in die Sache. Um den Schwung zu erhal-

ten, legte die Euro päische Kommission im Juli 2012 eine weitere Kommunikation 

nach, die sie „A Reinforced European Research Area Partnership for Excellence 

and Growth" nannte. Darin spricht sie Handlungsempfehlungen zu den folgen-

den fünf Schwer  pun k ten aus: effektivere nationale Forschungs systeme, opti-

male transnationale Koope ration und Wettbewerb, ein offener Arbeitsmarkt 

für Forschende und schließlich Geschlechter-Gleichstellung und Gender-Main-

streaming in der Forschung.

Klar ist, dass den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und ihren Forschungs-

einrichtungen für ein Gelingen von ERA eine zentrale Rolle zukommt. Ein in die-

sem Zusammenhang wichtiges Element ist das so genannte „Joint Programming”, 

die Gemeinsame Programmplanung als eines von fünf Instrumenten, mit dem der 

Europäische Forschungsraum verwirklicht werden soll. Mithilfe von freiwilliger, 

länderübergreifender Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten, dem Prinzip der 
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„variablen Geometrie”, welches auf eine Resolution des Europäischen Rats von 

2008 zurückgeht, und der Zusammenführung nationaler und europäischer Ressour-
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Ziel ist es, staatenübergreifende gemeinsame Forschungsagenden zu erarbei-

ten, die strategische Zusammenarbeit zwischen bereits existierenden nationalen 

Programmen auszubauen und neue Förderprogramme gemeinsam einzurichten. 

Die dabei von den Mitgliedstaaten vorgeschlagenen Initiativen zur Gemeinsamen 

Programmplanung (Joint Programming Initiatives – JPIs) befassen sich mit euro-

päischen bzw. internationalen gesellschaftlichen Herausforderungen („Societal 

Challenges”). 

Doch der ERA-Prozess ist mehr als die Summe dieser einzelnen Maßnahmen. 

So erklärt Claudia Labisch, Leiterin des Brüssel-Büros der Leibniz-Gemeinschaft: 

„Der Europäische Forschungsraum, wo wir ihn hinbringen möchten, hat weniger 

etwas mit Aufgaben oder Herausforderungen, die sich an die Wissenschaftler 

richten, zu tun, sondern vielmehr mit der Frage der Governance: Wo sind die 

Grenzen dieses Forschungsraumes zum Beispiel in Bezug auf die Übertragbarkeit 

von Rentenansprüchen, von Sozialversicherungsansprüchen? Er hat auch mit 

Arbeitsmarktbedingungen zu tun, mit Rekrutierungsbestimmungen, mit Richt-

linien und all diesen Fragestellungen. Da sehe ich wirklich die Heraus forderungen 

für die nächsten zehn oder zwanzig Jahre.“ Vor allem ist der ERA-Prozess eine 

Herausforderung für die Mitgliedstaaten, die hier länderübergreifend neue 

Leitlinien und gemeinsame Prozedere auf den Weg bringen müssen. Und dabei 

kann es nicht nur darum gehen, die Rahmenbedingungen für die mobilen 

Wissenschaftler so gut wie möglich zu gestalten, sondern auch dafür Sorge zu 

tragen, den Wissenschaftlern, die vor Ort bleiben, gute Bedingungen zu bieten. 

ERA ist ein langfristiges Projekt. Um es zum Erfolg zu führen, müssen die An stren-

g ungen aller Ebenen wie die europäischen Institutionen, die Mitgliedstaaten und 

andere Akteure im Bereich von F&E in ständiger Abstimmung und regelmäßigem 

Austausch zusammengeführt werden. „It is an ongoing project that will continue 

to evolve in response to changing social, economic, political and global circum-
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Die Umsetzung des Europäischen Forschungsraums – which road to take?

Trotz allem Enthusiasmus für die Idee eines Europäischen Forschungsraums 

muss man jedoch eingestehen, dass die Kommission, fragte man nach konkre-

ten Inhalten, eher vage bleibt. Auch die Leiterin einer europäischen Lobby orga-

nisation für nationale Forschungseinrichtungen warnt vor überstürztem Eifer 
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It is about getting different countries, different research organisations working 
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Grundsätzlich besteht kein Zweifel daran, dass Europas Forschungssysteme ein-

ander näher kommen müssen. Wie das konkret geschehen soll, darüber gehen 

die Meinungen auseinander. Zwar wird ERA von den Mitgliedstaaten mitgetra-

gen, hinter den Kulissen geht der eingangs erläuterte Tanz von Rat, Kommission 

und gelegentlich auch Europäischem Parlament jedoch weiter. Während sich 

die Europäische Kommission eher einen von Brüssel aus gesteuerten Prozess 

wünscht, beharren die Mitgliedstaaten auf ihren Rechten und Besonderheiten. 

So äußert ein Mitarbeiter der Kommission sehr offen: �*��
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soft law. So there is no imperative, and that is the most important. I remember I 
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Da die Kommission, wie gezeigt, zu der Erkenntnis gekommen ist, dass sie 

Richt  linien und Direktiven im Bereich der Forschungspolitik gegenüber den 

Mitgliedstaaten nur schwer durchsetzen kann, verlegte sie sich darauf, eher 
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koordinierend wirken zu wollen. So erklärt ein anderer Kommissionsbeamter: 
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cannot impose something top-down through directives and regulations and so 
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Doch der Beamte führt kritisch weiter aus: „But now what the Commission did, 
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committees, creating groups which are going to report and this and that. And 
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gem Austausch – wo stehen wir, was wollen wir, usf. – mangelt es auch weiterhin. 

Die Kommission hat sich behaglich in Brüssel eingerichtet und veröffentlicht von 

dort regelmäßig eine „battery of communications and papers to be prepared to 

press forward with ERA” (de Elera 2006: 564). Die Mitgliedstaaten ihrerseits ver-

öffentlichen zuverlässig ihre Stellungnahmen zu den Kommissionsmitteilungen, 

halten sich sonst aber in Bezug auf aktives Engagement meist zurück. Es bleibt 

Organisationen wie Science Europe überlassen, hier zu vermitteln. Der europä-

ische Forschungsraum kann nur gelingen, wenn alle daran arbeiten. Besagter 

Kommissionsbeamter führt aus: �^)))_
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Was demzufolge vonnöten ist, ist ein Bemühen von beiden Seiten, die Wünsche, 

Erwartungen und Beweggründe des anderen zu verstehen. Es ist leicht, die 

Europäische Kommission „daheim” als Buhmann darzustellen, der nichts ande-

res im Sinn hat, als unnötige Dinge zu regulieren – die Krümmung von Bananen 

ist hierfür ein immer wieder gern herangezogenes Beispiel. Und es ist einfach, 
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sich in Brüssel zurückzulehnen und sich darauf auszuruhen zu sagen, dass die 

Mitgliedstaaten selbstsüchtig, ich-bezogen und grundsätzlich völlig uneinsich-

tig bezogen auf das große Ganze seien. Einfache Instrumente wie regelmäßige 

„staff exchanges” von den Regierungen und Ministerien in die Kommission und 

von der Kommission in die Regierungen und Ministerien und ein verstärktes 

„On-the-ground”-Engagement seitens der Kommission könnten helfen, Bar-

rieren abzubauen. Auch innerhalb der Generaldirektion Forschung und Inno-

vation der Europäischen Kommission würden strukturelle Veränderungen 
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Ab tei lung geschaffen werden, die sich politisch-strategisch mit ERA beschäftigt, 

die entsprechende Expertise mitbringt – und ausreichend Personal. Derzeit ist das 

Organi gramm der Kommission in dieser Hinsicht höchst unbefriedigend. Es ist 

also noch ein weiter Weg bis zur Umsetzung des Europäischen Forschungsraums – 

aber ein Weg, der gegangen werden muss.

4. DER EUROPÄISCHE FORSCHUNGSRAT: EINE REVOLUTION 

IN DER EUROPÄISCHEN FORSCHUNGSFÖRDERUNG

Sieg einer Bottom-up-Idee

�^)))_
6~�
��
��%���
��
��!���
�
���������
'�����
������
�����
��
��
�����������1


��>����
���
���(���!���������
����6�������
(�����	
����
+����
�
����%�
���


���������
#��!�+��%
�
���
�����
����%��
��
���>������
�������
�
��'����!����


[and] for selected categories of basic research [will] cause the cream to rise and 
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������)" (Nature, 21 June 2001 and 18 July 2002)

Wenn es ein Instrument der europäischen Forschungspolitik gibt, über das 

fast einhellig Loblieder gesungen werden, dann ist dies der Europäische 

Forschungsrat – der European Research Council (ERC). Auch das BMBF preist die 

Einrichtung des ERC und seine bisherigen Errungenschaften: „Mit dem ERC wurde 

erstmalig eine wissenschaftsgeleitete Struktur für die Förderung von grundlagen-

orientierter Pionierforschung eingerichtet. Mit dieser Stärkung des innereuropä-

ischen Wettbewerbs, in dem Projekte alleine nach dem Kriterium der Exzellenz 

ausgewählt werden, hat sich ein neuer Maßstab für die Zukunft der europäischen 

Forschungsförderung, die Entwicklung des Forschungsstandorts Europa und die 
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(BMBF 2010: 11) 
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Wie kommt es zu dieser Einschätzung? Der ERC ist in vielerlei Hinsicht eine 

Ausnahme im Vergleich zu den üblichen Förderarten der Europäischen Kom-

mi s  sion, die auf der Zusammenarbeit verschiedener Partner beruhen und einen 

so genannten „European value added” verlangen. In der Tat erforderte es die 

Gründung des ERC, diesen „European value added” neu zu interpretieren. Grund-

lage ist das allgemeine, im Vertrag von Lissabon (Art. 5) verankerte Subsidi-

aritätsprinzip. Im Bereich der Forschungspolitik wurde dieses Prinzip gene rell 

da hin gehend interpretiert, dass es die Förderung von Forschungs zusam men -

arbeit durch transnationale Konsortien rechtfertigte. In ihrer Mit teilung „Europe 
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„European added value“ neu aus – „the added value which comes from compe-

tition at EU level" und rechtfertigte so die Gründung des Europäischen For-

schungs rats (Luukoonen 2010: 25).

Das erklärte Ziel des ERC war es von Anfang an, „investigator-driven frontier 

research” in allen Forschungsbereichen zu fördern – und dies ausschließlich auf der 

Grundlage wissenschaftlicher Exzellenz. Die Diskussion über die Notwendigkeit 

der Einrichtung eines Europäischen Forschungsrats begann bereits einige Jahre 

zuvor in der wissenschaftlichen Community: „There was a concern about funding 
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Thema wurde 2001 auf die Agenda der schwedischen Ratspräsidentschaft gesetzt 

und nahm unter der dänischen Ratspräsidentschaft Ende 2002 weiter Fahrt auf. 

Eine Konferenz unter dem Titel „Towards a European Research Area: Do we need 

an European Research Council?” wurde organisiert – die hohe Teilnehmerzahl 

übertraf alle Erwartungen. Eine ERC Expert Group wurde einberufen. Wenn die 

Europäische Kommission der Initiative zunächst äußerst skeptisch gegenüber-

stand, löste sich diese Skepsis allmählich auf – nicht zuletzt aufgrund der breiten 

Unterstützung, die das Projekt ERC genoss. Dies führte schließlich dazu, dass 

die Kommission den Prozess selbst in die Hand nahm und in den Kontext der 

Verwirklichung des Europäischen Forschungsraums stellte. Damit verlagerte sich 

die Diskussion von einer inzwischen recht vorangeschrittenen inhaltlichen Ebene 

auf eine politische. Die bereits erwähnte Mitteilung aus dem Jahr 2004 kann 

klar als Beginn des Agenda-Settings seitens der Kommission verstanden werden.
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Der ERC – frontier research trifft auf frontier administration

Woran liegt es, dass der ERC „has struck a chord with many people”, wie ein 

führendes Mitglied im Management der European Research Council Executive 

Agency (ERCEA) sagt? Ein wesentlicher Grund dafür liegt in dem besonderen 

Charakter des ERC, der ihn so sehr von den anderen europäischen Programmen 

unterscheidet: ��������
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writes the annual work programmes, validates them, and then monitors the 
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Nicht zu unterschätzen ist auch der Umstand, dass der bürokratische Aufwand im 

Vergleich zu anderen Programmen überschaubar ist. Der ERC hat hier den Vorteil, 

dank seiner besonderen Position im Gefüge der europäischen Institutionen – und 
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sein zu können, ganz im Sinne des Gedankens „frontier research needs frontier 

administration”. Der Manager erklärt: „The continuing success of the whole thing 

relies on the fact that our best proponents are indeed the scientists. [...] And 
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Die Fördermaßnahmen des Europäischen Forschungsrats ermöglichen zusätz-

lich zu den bisherigen thematischen Programmen Forschung ohne unmittelbare 

Anwendung: Hierfür steht der Begriff Frontier Research, also Forschung an den 

Grenzen des Wissens. Dies soll ein neues Verständnis der Forschung dar  stel len, 

insbesondere auch hochriskante Forschung einbeziehen, sogar in Be reichen 

der Anwendung. In den Programmen des ERC gibt es keine thematische Ein-

schränkung, Exzellenz ist alleiniges Kriterium für die Auswahl oder mit den 

Worten meines Gesprächspartners gesagt: �/��
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Ist der ERC eine Art versteckte europäische Exzellenzinitiative? Die Meinungen 

dazu gehen auseinander. Ganz sicher wurde er nicht so deklariert. Ganz von 

der Hand zu weisen, ist diese Idee jedoch nicht, sagt Claudia Labisch vom 

Brüssel-Büro der Leibniz-Gemeinschaft, „[…] denn auf der einen Seite ist es ein 
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wird natürlich in der Regel überall mit Kusshand genommen. Andererseits ist 

es aber auch ein Aushängeschild für die jeweilige Einrichtung, die diese erfolg-

reichen Grantees aufnimmt oder bereits im eigenen Hause hatte. […] Eigentlich 
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ERC-Antragsrunde veröffentlicht werden. Und da sehen Sie sofort, wer oben 

steht und wer unten. […] Und dazu muss man auch sagen, dass es mittlerweile 
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durchaus etwas Clusterähnliches an sich haben, so dass man also auch mit diesem 

Argument diesen Gedanken nicht mehr ganz ausschließen kann.“ Auch Jens-Peter 

Gaul von der Kowi sieht die Entwicklungen ähnlich: „Der DFG-Forschungsatlas 
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In der Tat hat der ERC, der eine vergleichsweise junge Einrichtung ist, 

bereits seine Spuren in der europäischen Forschungslandschaft hinterlassen.  

Der ERC-Manager beobachtet: „Now the interesting thing is that when we look 

at what effects we are having in the European landscape, universities are now 
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Interessant ist auch die 

bereits von Claudia Labisch angesprochene Tatsache, dass Institutionen darüber 

nachdenken, wie sie (potentielle) ERC Grantees halten oder gewinnen können. 

Mitarbeiter der ERC-Exekutivagentur halten dies grundsätzlich für eine positive 

Entwicklung: �*����
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ERC grants as people compete for the Nobel prize or something like that. This is 
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these people are concerned with, for instance the freedom to hire the people 
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Auch wenn der ERC für seinen Fokus auf Exzellenz überwiegend gelobt wird, 

melden sich gelegentlich auch Stimmen, die der Meinung sind, dass es viel-

mehr die Aufgabe der europäischen Forschungsförderung sein muss, alle 

Mitgliedstaaten der EU gleichermaßen zu fördern. Hintergrund dieses Vorwurfs 

ist die Tatsache, dass die Mehrheit der vom ERC vergebenen Gelder nicht an 

die strukturschwachen Länder geht. Ein Referatsleiter in der Generaldirektion 

Forschung und Innovation der Europäischen Kommission hat hierauf eine klare 

Antwort: „Ich glaube, diese Frage werden wir nie wirklich endgültig beantwor-
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Instrument, das sind die Strukturfonds. Wir haben ein Instrument für Wissen 

und Exzellenz. Das sind unsere Rahmenprogramme. Das muss man, glaube ich, 

als grundsätzliche Teilung aufrecht erhalten, sonst würde ich sagen, können wir 

einpacken. Aber dann verpassen wir unser Ziel, das muss eben Wissenschaft auf 
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����)" Auch ein ERCEA-Mitarbeiter stimmt dem zu und führt 
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The rest of RTD is helping with the European Research Area. [...] There is some 
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Gibt es bestimmte Taktiken, die Länder oder Institutionen verfolgen, um erfolg-

reich ERC Grants einzuwerben? Grundsätzlich sieht man, dass nicht die Länder 

am erfolgreichsten sind, die die meisten Einreichungen haben. Mitarbeiter der 

Exekutivagentur haben die Tendenzen über alle Calls seit Gründung des ERC 

verfolgt und stellen fest: ���
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Anm. der Verfasserin] [...] One of the countries that is most successful, if not the 
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Im neuen Programm Horizon 2020 erfährt der European Research Council einen 
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fessionalisieren. Waren dessen Gründungsmitglieder noch ehrenamtlich tätig 

und erhielten lediglich eine Aufwandsentschädigung, sollen die zukünftigen 

Mitglieder als eine Art „Special Advisor” aus dem Budget der Europäischen 
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würde es schwieriger, Kritik gegenüber der Kommission öffentlich zu äußern.
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neuen Regelungen. Im Gegensatz zu der ersten Präsidentschaft werden die neue 

Präsidentin bzw. der neue Präsident und die beiden Vizes nicht aus dem Kreis 

der 22 SC-Mitglieder gewählt. Vielmehr erfolgt die Wahl nun durch ein separates 

Nomination Committee, dessen Regularien in den Händen der Kommission liegt. 

Des Weiteren wird der neue Präsident sein Büro in Brüssel haben. Auch dies wird 

nicht ohne Konsequenzen bleiben. Dazu ein Mitarbeiter: „This has the side effect 
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All diese Entwicklungen sind nicht dazu angetan, die europäische research 

community hinsichtlich der künftigen wissenschaftlichen Unabhängigkeit des 

Scientific Councils zu beruhigen. Hier muss die Kommission sehr vorsichtig 

sein, um das Terrain, das sie mit der Einführung des ERC gewonnen hat, nicht 

wieder aufzugeben. Sicher bleibt jedoch eines: Der ERC hat die europäische 

Forschungsförderlandschaft bereits nachhaltig verändert.
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5. NEUE HORIZONTE FÜR DAS EUROPÄISCHE 

FORSCHUNGSRAHMENPROGRAMM

Wie bereits erwähnt, kommt dem ERC im Rahmen europäischer Forschungs-

förderung eine Sonderrolle zu. Unter Horizon 2020 steigt sein Budget beträcht-

lich. Doch wie gestaltet sich Horizon 2020 ?

Seit 1984 werden die Aktivitäten der EU im Bereich der Forschungsförderung in 

den so genannten Europäischen Forschungsrahmenprogrammen (FRP) zusam-

mengefasst. Mit dem siebten FRP umfasste ein Rahmenprogramm erstmals 

sieben Jahre (2007– 2013) und damit denselben Zeitraum wie die Mehrjährige 

Finanzielle Vorausschau der Europäischen Union. Dies wird mit dem 2014 begin-

nenden Horizon 2020 fortgesetzt. 

Das Forschungsrahmenprogramm wird im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 

gemeinsam von Europäischem Rat und Europäischem Parlament beschlossen. 

Dabei werden die wissenschaftlichen und technologischen Ziele, die Grundzüge 

der Maßnahmen und Forschungsprioritäten, der Gesamthöchstbetrag und die 
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ligung der Gemeinschaft festgelegt. 

Das europäische Forschungsrahmenprogramm ist das weltweit größte For-

schungs förderprogramm und hat als solches auch für die deutsche Forschungs-

landschaft eine ständig wachsende Bedeutung. Etwa 16 Prozent des gesamten 

Förder volumens des 7. Rahmenprogramms – das entspricht circa drei Milliarden 
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Deutschland in etwa so viel Geld zurück, wie es in den gemeinsamen Topf einbe-

zahlt, keine Selbstverständlichkeit für den größten Nettozahler, aber ein sicht-

bares Zeichen von Erfolg.

Der erste Entwurf zu einem neuen Forschungsrahmenprogramm kommt von 

der Europäischen Kommission und wird im Schnitt etwa zwei Jahre vor Beginn 

eines neuen Programms vorgelegt. Auch wenn laut Gesetz, festgehalten im 

2007 unterzeichneten Vertrag von Lissabon, dem Europäischen Rat und dem 

Europäischen Parlament die endgültige Entscheidung über das Programm 

obliegt, muss man sich dennoch über den entscheidenden gestalterischen Spiel-

raum der Europäischen Kommission im Klaren sein, die die Themen setzt. So 

sagt ein langjähriger Beobachter: „Gerade wenn man in Brüssel tätig ist, dann 
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kann man über die Jahre sehr gut erkennen, wie dieser Apparat funktioniert. 

Und natürlich kann man sagen, die Kommission schlägt nur vor und entschei-

den tun letztendlich Rat und Parlament. Und natürlich wird an dem hinterher 
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Parlament vorbereiten, und natürlich setzen sich die Mitgliedstaaten zusammen 

und sagen: Das wollen wir oder das wollen wir nicht. Aber ausschlaggebend ist 

dennoch das, was die Kommission als Initiativvorschlag auf den Tisch legt. [...] 

Beim Parlament werden Entscheidungen ganz oft aus Unwissenheit getroffen, 

einfach weil sich die Abgeordneten natürlich auch nicht im Detail mit so vielen 

Fragen und Themen befassen können. Das ist leicht nachzuvollziehen. Und in 

den Mitgliedstaaten ist es letztendlich bei den Ministerräten ein einziges Hauen 

und Stechen und Schachern um Partikularinteressen. [...] Und das muss man sich 

���(���
'��
��	��
������1
���
4��>��1
+��
����
4�����%
	�!����
+���)"

In diesem Zusammenhang ist es jedoch auch wichtig zu erwähnen, dass die 

Europäische Kommission bei der Vorbereitung ihrer Vorschläge für ein neues 

Forschungsrahmenprogramm zunehmend auf breit angelegte externe Konsul-

tationen zurückgreift. So erklärt eine Mitarbeiterin des Generaldirektors für For-

schung und Innovation: „We did a big consultation for Horizon 2020 in which 

we got thousands of contributions from different stakeholders on what will be 
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challenges and see what contribution research and innovation could bring to 
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Diesen zunehmend partizipatorischen Ansatz verfolgt die Europäische Kom-

mission in etwa seit 2006. Auch Claudia Labisch vom Leibniz-Büro bestätigt, „dass 
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chen in Brüssel vertretenen Wissenschaftsverbände, Universitäten, For schungs-

einrichtungen usf. verstanden, dass es sinnvoller ist, Partnerschaften einzugehen 

als allein zu versuchen, seine Position an den Mann bzw. an das General direktorat 

für Forschung und Innovation zu bringen. So erklärt Claudia Labisch: �6��
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mit den Kolleginnen und Kollegen in Brüssel absprechen und unsere Aktivitäten 

koordinieren, uns mit Vertretern der EU-Institutionen austauschen, bevor wir, 
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Woher rührte in den letzten Jahren die Zunahme öffentlicher Konsultationen 
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dass der Kommission in der Vergangenheit oft vorgeworfen wurde, zu sehr top-

down zu arbeiten, also zu sehr ihr eigenes Süppchen zu kochen, ohne die wissen-

schaftliche Community zu beteiligen. Es wurde ihr vorgeworfen, „closed-shop“-

Veranstaltungen durchzuführen und über diese dann ihre Arbeitsprogramme 

und ihre Politik zu gestalten. Die jüngsten Stakeholder-Befragungen sind sicher 

unter anderem direkt auf diese Unzufriedenheit und diese Vorwürfe zurück-

zuführen. Und nicht zu unterschätzen ist auch, was ein Kenner der Brüsseler 

Szene notiert: „Ich glaube auch, vielleicht ausgelöst durch diese Unzu frieden-

heit und durch diese Kritik, dass die Kommission dann festgestellt hat, dass es 

wunderbar ist, wenn man ganz viele Stakeholder befragt, weil man am Ende 

dann umso einfacher machen kann, was man will. Ich bin überzeugt, das mag 

nicht die Ausgangs position gewesen sein, aber wenn man sich so manche Fragen 

einer Kommissions konsultation durchliest, dann kommt man auch schnell zu dem 
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Horizon 2020 ist nicht zuletzt ein Ergebnis dieser Konsultationen. Was unter-

scheidet nun dieses neue, achte Forschungsrahmenprogramm, das anders als 

seine Vorgänger einen richtigen Namen bekommen hat – nämlich „Horizon 
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Vorgängern? Zunächst führt es erstmals alle unmittelbar forschungsbezoge-

nen Förder linien der EU unter einem Dach zusammen. Dazu gehören das For-

schungs      rahmenprogramm, die Innovationsaspekte des Competitive and Inno-

vation Frame work Programmes (CIP) und der EU-Anteil am European Institute 

for Innovation and Technology (EIT). Horizon 2020 möchte alles sein, sowohl 

„re search” als auch „innovation”, und es möchte für alle attraktiv sein, für 

Wissen schaftler wie für die Industrie – was die Frage nach der Mach barkeit 

aufwirft. 

Wie kam es zu dieser Neuorientierung, zu diesem klaren Bruch mit der Vergangen-

heit? Ein Referatsleiter in der Generaldirektion Forschung und Innovation 

erklärt es so: ���������
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Forschung sind, aber sie nicht wirklich auf den Markt bringen. [...] Ich glaube, 

jetzt ist anerkannt, dass wir in Europa eine starke industrielle Basis brauchen. 

Dass wir das nicht anderen Regionen überlassen können und dass wir dafür auch 
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technologies und eben die Innovationsunion, die gesagt hat, wir müssen da mehr 

Innovationselemente reinbringen in das Forschungsprogramm. [...] Dass wir das 

Gleichgewicht in unserem Vorschlag für Horizon 2020 falsch gesetzt haben, halte 
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genug für Innovationen machen. Wenn Sie sich die Aufwüchse ansehen, sehr 

viel für den ERC. Auch für die Future Emerging Technologies. Also ich denke, 

bevor wir den Punkt erreichen, wo wir zuviel für Innovationen machen, muss 

����
'���
	��������)"

Nichtsdestotrotz bleibt es wichtig, sich darüber im Klaren zu sein, was „Inno-

vation” heute eigentlich bedeutet. Ein Wort, das dergestalt im Trend der Zeit 

liegt, muss umso vorsichtiger benutzt und immer wieder hinterfragt werden. 

Auch ein kritischer Kommissions mitarbeiter fordert: �^)))_
����
��
+��
���
6����

pean Research Area has become a sort of fetishist thing: we speak about it, but 
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��)" Nur wenn wir wissen, worüber wir reden, 

wenn wir von Innovation sprechen, nur wenn wir laut über die Dimensionen des 

Begriffs nachdenken, über die Voraussetzungen, die Innovation braucht, nur 

dann können wir tatsächlich etwas Konkretes erreichen. Innovation zu fordern 

und zu fördern darf kein Selbstzweck sein; vielmehr muss es mit Leben gefüllt 

werden. 

Aufgeteilt ist Horizon 2020 in vier Säulen: 

1. „Excellent Science” (diese Säule beherbergt den European Research Council, 

die Marie-Curie-Actions, die Future and Emerging Technologies und die 

Research Infrastructures), 

2. „Industrial Leadership” (unterteilt in „Leadership in Enabling & Industrial 

Technologies”, „Access to Risk Finance” und „Innovation in SME”), 

3. sechs so genannte „Societal Challenges” und 

4. schließlich die „Direct Actions of the Joint Research Center”. 
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Diese Strukturierung wirkt zunächst übersichtlich, entpuppt sich beim genaueren 

Hinsehen jedoch als äußerst komplex. So merkt auch die Leiterin einer europä-

ischen Lobbyorganisation für nationale Forschungseinrichtungen an: „The big-
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take these grand challenges and kind of make them into mini-challenges and 
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�������)" Die Kohärenz fehlt noch, die Klarheit, der Überblick. Auch 

wenn es auf den ersten Blick so aussieht, als wären im Vergleich zu FP7 drastische 

strukturelle Änderungen vorgenommen worden, so erweist sich beim genaueren 

Hinsehen, dass das in den Vorgängerprogrammen kritisierte unübersichtliche 

Panoptikum an Maßnahmen und Instrumenten nicht wirklich reduziert, sondern 

eher „umgelabelt” wurde.

Neben der – zumindest gefühlten – mangelnden Übersichtlichkeit bei Horizon 

2020 gilt es, ein weiteres Problem aus dem Weg zu räumen: den schlechten Ruf, 

den die europäische Forschungsförderung noch immer vielerorts (und besonders 

auch in Deutschland genießt): Ein Referatsleiter in der Europäischen Kommission 
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����������������������„Was mich so wütend macht, ist, dass wir 

es nicht schaffen, von unserem Ruf bei der Verbundforschung wegzukommen. 

Schwerfällig, zu viele Partner, nur für Riesenprojekte und unheimlich aufwändig. 

Das macht mich so wütend, weil ein guter Teil daran wahr ist, ein Teil aber auch 

übertrieben. Meine Kollegen sagen mir, dass wir viel besser in Bezug auf time-

to-contract sind als viele nationale Programme. Die Erfolgschancen sind dort halt 

viel größer und es ist nicht so unnahbar. Aber es macht mich auch wütend, weil 

wir es anders können. Wir haben mit Marie Curie gezeigt, dass wir es können. 

Wir haben mit dem ERC gezeigt, dass wir es können. Warum um alles in der Welt 

schaffen wir das nicht auch mit der Verbundforschung? Das müsste unser Ziel 
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`y`y)" Hier sind neben der Kommission auch die nationalen 

Kontakt- und Verbindungsstellen wie die deutsche KoWi (Kooperationsstelle EU 

der Wissenschaftsorganisationen) gefragt. 

Die oben zitierte Verbundforschung könnte übrigens zu den Verlierern in Hori zon 

2020 gehören. Stand sie im siebten Rahmenprogramm noch in dessen Zen trum, 
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entwickelt sich die Verbundforschung nun eher zu einem Randthema. Zwar 

widmet sich die dritte „Säule“ von Horizon 2020 den so genannten „Societal 

Challen ges“, den gesellschaftlichen Herausforderungen; marktnahe Forschung 

und Entwicklung sind jedoch auch hier hoch relevant. Großprojekte wie die von 

der Industrie geführten Joint Technology Initiatives stehen scheinbar höher im 

Kurs als kleine Kooperationsprojekte mit einem vergleichsweise großen Ver wal-

tungs aufwand. Zu dem Schlüsselwort der „Innovation“ gesellt sich in Horizon 

2020 dementsprech end auch das der „Interdisziplinarität“: Sie soll, so die 

Theo  rie, Grundlage der Forschung in Bezug auf alle sieben „Gesellschaftlichen 

Heraus  forderungen“ sein. Im Klartext bedeutet dies, dass Grundlagen forschung 

den Kontakt zur anwendungsorientierten suchen sollte, wenn sie an einer För-

derung im innovationsdurchdrungenen Horizon 2020 interessiert ist. Dies gilt 

nicht zuletzt für die geistes- und sozialwissenschaftlichen Disziplinen. Lag die 

För derung von Projekten in diesem Bereich im siebten Rahmenprogramm noch 

bei 1,2 Prozent des Gesamtbudgets, sieht sich dieser magere Anteil im neuen 

Programm noch weiter auf wohl weniger als 0,5 Prozent reduziert. Laut der 

Forschungskommissarin sind die Geistes- und Sozialwissenschaften („SSH“ im 

EU-Forschungsjargon) das Herz von Horizon 2020 – und eine Beteiligung von 
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jedoch genauer hin, stellt man fest, dass die Umsetzung dieser Prämisse bzw. das 

Schaffen von verbindlichen und praktikablen Voraussetzungen dafür noch nicht 

einmal in den Kinderschuhen steckt. Darüber hinaus macht das neue Programm 

klar, dass bürgerorientierte Forschung für die EU derzeit nicht sehr hoch im 

Kurs steht – und dies zu Zeiten, in denen soziale Ungleichheit, die Folgen der 

Finanz- und  Wirtschaftskrise, die Frage von Identität und Europas Platz in einer 

globalisierten Welt auf die Tagesordnung drängen. Kann Europa es sich leisten, 

die Sozial- und Geisteswissenschaften zu „Hilfswissenschaften“ zu degradieren, 

ohne eigene Existenzberechtigung?
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6. QUO VADIS EUROPÄISCHE FORSCHUNGSFÖRDERUNG? 

Das zu künf tige Zusammenspiel europäischer und nationaler Forschungs-
förderung und die sich wandelnde Rolle der Europäischen Kommission

Wie gezeigt, haben sich seit den Anfängen der europäischen Forschungsförderung 

bis zu den Diskussionen um Horizon 2020 sowohl die Schwerpunkte als auch die 

wichtigsten Akteure geändert. Wurde zu Beginn der industrielle Sektor betont 

(Wissenschaft wurde primär als Instrument zur Stärkung der Wirtschaft verstan-

den), konnten die 2000er Jahre eine zunehmende Akademisierung im Sinne eines 

deutlich gestiegenen Interesses akademischer Partner verzeichnen. EU-Mittel 

wurden verstärkt für Forschungseinrichtungen interessant. Auch die Rolle der 

Europäischen Kommission veränderte sich von einem reinen Budgetverwalter 

hin zu einem europäischen Forschungsministerium. Diese Entwicklung ist eine 
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weit die Zuständigkeiten zwischen der EU und den Mitgliedstaaten regelt und 

ein Koordinierungsgebot im Bereich der Forschung enthält. Damit einher ging 

ein Wandel im Selbstverständnis der Europäischen Kommission, welche sich nicht 

länger nur als Forschungsförderer und Verwalter verstand, sondern sich vielmehr 

in der Rolle eines Ministeriums mit den dazu gehörenden Steuerungsaufgaben 

sieht und den Anspruch hat, Fachpolitiken gestalten zu wollen.

Besonders deutlich wird dieses neue Rollenverständnis bei Horizon 2020. Anders 

als seine Vorgänger sieht Horizon 2020��������	������>������	��������
��������

Ziel dieser neuen Struktur ist es, das Programm einfacher zu machen. Kritiker wer-

fen der Kommission jedoch vor, durch diese Neustrukturierung mehr Spielraum 

in der Gestaltung der Programme gewinnen zu wollen. Wird im Falle von neuen 
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in die vier Säulen eingehalten werden, oder ermöglicht die neue Struktur es nicht 

vielmehr der Kommission, ohne Mitsprache der Mitgliedstaaten Mittel zwischen 

den Säulen hin und her zu schieben? 

Der neue Gestaltungswille der Europäischen Kommission, genauer: der General-

direktion für Forschung und Innovation, wird an vielen Beispielen deutlich. Eines 
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(Schlagwort „Innovation“) im neuen Rahmenprogramm die Auslagerung der 

Programmverwaltung in so genannte „Agencies” wie die REA (Research Executive 

Agency) oder die ERCEA (European Research Council Executive Agency). 
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die „day to day grant administration” zu übernehmen. Auch REAs Auf gaben gebiet 

konzentriert sich auf die Ausführung von Programmen des Rahmenprogramms 

und das Management ihrer Budgets. In diesem Zusammen hang ist es wichtig 

festzuhalten, dass die Führungspositionen der Executive Agencies jeweils mit 

Beamten der Europäischen Kommission besetzt werden. Inhaltlich und strate-

gisch gibt die Generaldirektion Forschung und Innovation die Richtung an; die 

Agenturen führen lediglich aus. Eine besondere, abweichende Position kommt in 

diesem Zusammenhang dem European Research Council zu. Hier ist es nicht die 
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Am deutlichsten formuliert wird der Führungsanspruch der Europäischen Kom-

mission im Konzept der „Innovationsunion”. Mit dieser Leitinitiative setzt sich 

die Kommission das Ziel, die Rahmenbedingungen für Forschung und Inno va tion 

zu verbessern, Prozesse zu vereinfachen und Impulse zu setzen. Ein wesentli-

ches Element der Innovationsunion ist es, die Förder maßnahmen von EU und 

Mitgliedstaaten besser zu koordinieren und die Instrumente der Finanzierung 

auf gemeinsame Prioritäten zu konzentrieren. Letztlich zielen alle Förder maß-

nahmen der Union darauf ab, den großen Anteil von nationalen F&E-Mitteln im 

Sinne der EU zu steuern. 

Doch wie verhalten sich die Nationalstaaten und nationalen Einrichtungen der 

For schungsförderung angesichts der durch den Vertrag von Lissabon 2009 verän-

derten Rahmenbedingungen? Hier sind zahlreiche Entwicklungen zu verzeichnen,  

die jedoch großteils in eine Richtung zielen: einer stetig wachsenden An  erken-

nung der zunehmenden Bedeutung der Rolle Europas in der Forschung und 

ihrer Finanzierung. So gab es auf den eben erwähnten Wechsel hinsichtlich der 

Ernennung und der Verortung des ERC-Präsidenten keinen Widerspruch seitens 

der Mitgliedstaaten. 

Darüber hinaus nimmt die EU-Forschungsförderung insbesondere für die europä-

ischen Staaten, deren Forschungsfördersysteme nicht den hohen Ausbaugrad wie 

etwa das deutsche System aufweisen, zunehmend eine wesentliche Rolle bei der 

Finan zierung der Forschung, bei der Prioritätensetzung und bei der Entwicklung 

der Instrumente ein. Das EU-Modell dient dabei als eine Art Blaupause – einige 

EU-Mitgliedstaaten haben damit begonnen, ihre nationalen Forschungs- und 

För  der   programme nach dem EU-Modell aufzubauen, nach EU-Themen oder EU- 

Systematiken. Dies gilt für kleinere EU Länder wie Luxemburg oder Rumä nien, 

im Zuge der Krise aber beispielsweise auch für Spanien und Italien. 
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Auch das Thema des „crossborder funding”, der grenzüberschreitenden Finan-

zierung von Forschungsprojekten, wird immer relevanter. Im Rahmen des bereits 

angesprochenen ERA-Prozesses wünscht sich die Europäische Kommission eine 
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opera tion und bemüht sich, diesen Prozess von Brüssel aus in Gang zu setzen, 

wenn nötig auch mit Hilfe europäischer Gesetzgebung. So war auch das Instru-

ment der Gemeinsamen Programmplanung (Joint Programming) von der Kom mi-

ssion zunächst mit einer stärkeren Steuerung seitens der Kommission geplant. Ein 

Insider beschreibt den Prozess so: „Das Joint Programming war erst so gedacht, 

dass, zum Beispiel, die Deutschen das Programm aufsetzen und einen Entwurf 

machen und ihn nach Brüssel schicken und der Kommission vorstellen. Dann 

guckt Brüssel und sagt: ‚Die Italiener und Rumänen haben auch gerade so was. 

Also noch mal zurück nach Berlin, überarbeiten und bitte abstimmen.’ Die 

Mitgliedstaaten haben gesagt: ‚Ihr spinnt wohl. Wenn wir so was machen, dann 
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zieren.’ Die Kommission hat diesen Machtkampf verloren und dann entschieden: 

‚Dann machen wir eben darüber eine größere Struktur und nennen das Ganze 
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Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass in den letzten Jahren des 7. For-

schungs rahmenprogramms eine nicht mehr umkehrbare Verzahnung von euro-

päischer und nationaler Forschungsförderung eingetreten ist. Schaut man sich 

Deutschlands Forschungseinrichtungen an, so haben europäische Fördermittel 

inzwischen durchschnittlich einen Anteil von etwa zehn Prozent an den Gesamt-

drittmitteln deutscher Hochschulen erreicht – Tendenz steigend. Dabei ist die 

Spanne natürlich groß – es gibt Einrichtungen, die noch völlig ohne EU-Mittel 

auskommen, während andere einen Anteil von zwanzig Prozent oder mehr ver-

zeichnen. Der Anteil und die Art der eingeworbenen EU-Fördermittel werden 

zudem auch bei der Vergabe nationaler Mittel immer wichtiger. So berücksich-

tigten die Gutachter bei der Entscheidung über die Vergabe von Mitteln im 

Rahmen der deutschen Exzellenzinitiative zunehmend auch die an der Institution 

bereits vorhandenen EU-Gelder als positives Kriterium. Ein Beobachter der letz-

ten Vergaberunde 2012 berichtet: „Der Gutachter hat gesagt: ‚Gucken wir doch 

mal, wie viele ERC-Grants da sind in der Einrichtung. Dann haben wir schon mal 

einen ersten Indikator, ob die gut sind oder nicht.’ Hingegen war es vor fünf 

Jahren noch klar, dass, wenn die Uni sich vorstellt, sie erst mal sagt: ‚Wir haben 
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der letzte pan-europäische Forschungsförderer verschwunden. Zwar existiert 

COST als zwischenstaatliche Forschungsfördereinrichtung weiter; ob dieses 

Instrument jedoch unter Horizon 2020 seine Eigenständigkeit wird bewahren 

können, ist fraglich. Dies bedeutet, dass wir es im Grunde mit einem Monopol 

der Europäischen Kommission bei der Vergabe pan-europäischer Fördermittel 

zu tun haben.

Des Weiteren nimmt der Einfluss der EU auf die Aktivitäten der nationalen 

For schungsräte und Fördereinrichtungen zu. Auch der DFG-Förderatlas 2012 

macht die Verzahnung national/europäisch deutlich sichtbar: Deutsche Uni-

versitäten werden auch nach den erhaltenen ERC-Grants gerankt. Doch 

nicht nur ERC-Grants, sondern auch EU-Fördermittel im Allgemeinen gelten 

inzwischen als ein wichtiger Indikator bei Entscheidungen über nationale 

Förder ung und als Maßstab für die internationale Sichtbarkeit der Ein rich-
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nale Verhältnis zur EU-Förderung, bei der die Frage nach der Aufgaben und 

Re s  sourcen  verteilung zwischen den verschiedenen Ebenen im Mittelpunkt steht.  

Der Wissen schaftsrat hat diese Diskussion 2010 mit seinen „Empfehlungen zur 

deutschen Wissen schaftspolitik im Europäischen Forschungsraum” öffentlich 

gemacht – und sie ist noch längst nicht beendet. 

Nehmen wir den Lissabon-Vertrag ernst, die Agenda 2020 und die Innovations-

union und wollen wir, dass Europa – und damit seine Mitgliedstaaten – im 

internationalen Wettbewerb auch zukünftig mitspielen, muss sich dies auch im 

Budget ausdrücken. Doch hier senden Europas Staats- und Regierungschefs nicht 

immer klare Signale. So schrieb Joachim Müller-Jung angesichts der jüngsten 

europäischen Budgetverhandlungen im Frühsommer 2013 in einem Beitrag für 

die Frankfurter Allgemeine Zeitung: „Die Debatte zeigte allerdings: Der Wett-

bewerb um Gelder wird in einem größeren Forschungsraum nicht kleiner und 

nicht weniger giftig. Dabei geht es jetzt doch um Einheit. In dieser Woche berät 

der Europäische Rat erneut über das EU-Budget und damit über ‚Horizon 2020’, 
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Petitionsunterschriften und der Großindustrie im Rücken kämpfen Europas For-

schungs manager jetzt Seite an Seite mit der Kommission, weil einige EU-Staaten 
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+�����)" Inzwischen ist klar, 
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dass sich das Budget von Horizon 2020 auf 70,2 Milliarden EUR belaufen wird – 

also deutlich weniger, als von Kommission und Parlament gefordert. 

Außer Frage steht, dass sich die Governance-Strukturen der europäischen For-

schungspolitik verändern, ebenso wie die Rollen der verschiedenen Akteure. 

Welche Fragen sich dabei stellen, haben Edler und Kuhlmann (2010: 89) zusam-

mengefasst: �����
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losers? New centres/clusters of excellence? Which changes over time, thematic 

and regional distribution will occur? Will pan-European standards for excellent 

science and research emerge, based on common data formats and collection pro-
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Ohne Zweifel werden sich Europas – und auch Deutschlands – Wissenschafts-

einrichtungen auch in Zukunft verstärkt mit der EU als Geldgeberin und wesent-

licher Akteurin im Bereich der Forschungspolitik auseinandersetzen müssen.  

So sollte jede Institution für sich die Frage beantworten, ob sie sich als europä-

ischen Standort verstehen möchte oder nicht, ob eine EU-Strategie als wichtig 

angesehen wird, und wenn ja, wie diese aussehen sollte, ob die Einwerbung 

europäischer Drittmittel aktiv unterstützt wird oder ob darauf keinen Wert 

gelegt wird. Klar ist, dass es in den nächsten Jahren eher mehr Europa in der 

Forschungspolitik geben wird denn weniger. Fragen wie die nach einem einheit-

lichen europäischen Promotionsmodell oder die nach der Ausschreibung aller 

zu besetzenden Professuren an europäischen Forschungseinrichtungen über das 

EURAXESS-Portal sind davon nur einige wenige. 

Better be prepared – nach Horizont 2020 geht es weiter, mit Sicherheit.
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